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L i e b e L e s e r i n n e n u n d l i e b e L e s e r !

Neben der Debatte um die Weiterentwick-
lung der Jugendhilfe hier in Hamburg durch
eine Enquete-Kommission beschäftigte uns
und viele andere Fachleute in den letzten
Monaten der Reformprozess unseres Bun-
desgesetzes SGB VIII. Nachdem im März
letzten Jahres ein sogenanntes Eckpunktepa-
pier veröffentlicht wurde, nahm die Fachöf-
fentlichkeit mit Verwunderung und Kritik
die im August folgende „erste Arbeitsfas-
sung“ des Gesetzesentwurfs zur Kenntnis,
die den Verbesserungsabsichten des Eck-
punktepapiers nicht im Ansatz gerecht wur-
de und statt wie angekündigt „vom Kinde
her“ doch eher vom Staat her gedacht war.
Das hatte vielleicht auch mit dem Verfahren
zu tun: Noch nie wurde die Fachwelt im Vor-
feld so wenig beteiligt wie in diesem Fall und
gab es so viel „Munkeln“ darüber, ob und
wann der für Herbst angekündigte Referats-
entwurf nun endlich käme. Anfang Februar
kam dann doch noch überraschend eine nicht
autorisierte Fassung, weshalb wir in diesem
Heft einigen Gedanken dazu Raum geben.

Der Kooperationsverbund OKJA legt dar,
wie diese vom neuen Gesetz betroffen wäre
und sieht ihren spezifischen Auftrag zur de-
mokratischen Bildung gefährdet. Ob die
Reform des Kinder- und Jugendhilfegeset-
zes das Ende oder die Wende einer Erfolgs-
geschichte werden wird, und welche Dis-
kurse unter breiter Beteiligung für eine fun-
dierte und akzeptierte neue Gesetzesgrund-
lage zu führen wären, führt Wolfgang Ham-
mer aus. Die Zusammensetzung und den
Arbeitsauftrag der Hamburger Enquete-
Kommission erläutert Karen Polzin im An-
schluss und auch, wieso ein zivilgesell-
schaftliches Bündnis ihre Arbeit kritisch be-
gleitet. Auch Peter Marquardt postuliert
vom Kind und seinen Rechten aus betrach-
tet Weiterentwicklungsbedarfe in der Ju-
gendhilfe und zeigt u.a. auf, wie im Rauhen
Haus ambulante mit neu konzipierten kind-
bezogenen Hilfen kombiniert werden. Mit
Holger Stuhlmann, dem neuen Leiter des
Amtes für Familie in der Hamburger
BASFI sprach die FORUM-Redaktion über
seine nächsten Vorhaben. Wie die proviso-
rische Containerlösung am Hauptbahnhof
die gute fachliche Arbeit des KIDS er-
schwert und in Teilen sogar verunmöglicht,

berichtete uns Jacqueline Gebhardt. Wir
hoffen, dass bald eine gute richtige Behau-
sung für die Einrichtung gefunden wird und
gratulieren zum gerade gewonnenen ersten
Förderpreis „seelische Gesundheit stiften“.

Wie in Barmbek-Nord eine Politik für um
eine Politik mit und von Jugendlichen er-
gänzt wird, erläutern Kirsten Krebs und Sa-
bine Kuss, die im Jugendamt Ham-
burg-Nord mit der Umsetzung der Jugend-
strategie des Bundes betraut sind. Stefan
Baumann gibt einen Einblick in die Arbeit
des Kinder- und Jugendhauses „CLIPPO
Boberg“ und schildert, wie schon Kinder an
Selbstverwaltung herangeführt werden.
Warum es wichtig ist, dass junge Menschen
in einem weitgehend „verzweckten“ Alltag
auch selbstbestimmte Zeit haben, und wel-
che Ziele das vom Landesjugendring NRW
ins Leben gerufene „Bündnis für Freiräu-
me“ verfolgt, erläutert Karina Krusenbaum.
In einem Gespräch zum Stand des Kinder-
schutzes gehen Manuel Essberger und Ul-
rich Kaulen der Frage nach, ob Hamburger
Kinder in pädagogischen Einrichtungen
durch Schutzkonzepte heutzutage besser
geschützt sind, als vor fünf Jahren.

Michael Kirchner wagt einen ideenge-
schichtlichen Überblick auf reformpädago-
gische Konzepte und fand im Zuge seiner
Untersuchungen der Arbeiten von Korczak
und Natorp verblüffende Parallelen. Timm
Kunstreich berichtet vom Bundestreffen der
Arbeitskreise Kritischer Sozialer Arbeit.
Zum Konflikt um dessen nächsten Austra-
gungsort hat der AKS Hamburg eine Stel-
lungnahme veröffentlicht. In unserer Lese-
ecke weist Charlotte Köttgen auf eine le-
senswerte Neuerscheinung zum Thema
ADHS hin. Und last but not least freuen wir
uns, dass uns zu Stefan Dierbachs kriti-
schen Würdigung des Konzepts der Neuen
Autorität (vgl. FORUM 2 und 3/2016) von
Holger Classen und dem Team von Anker-
platz3 wiederum kritische digitale Leser-
briefe eingesandt wurden.

Wir wünschen Ihnen einen horizont-
erweiternden Frühlingsstart!
Karen Polzin, Leonie Wagner
und Joachim Gerbing
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Positionspapier Offene Kinder- und
Jugendarbeit zum Reformprozess des SGB VIII

vom Kooperationsverbund OKJA

Die Kinder- und Jugendarbeit hat sich bisher nicht zu den ak-
tuellen Reformbestrebungen des SGB VIII geäußert. Dies ist
jedoch dringlich, da sie als Arbeitsfeld der Kinder- und Ju-
gendhilfe ebenso wie alle Arbeitsfelder von dem Reformpro-
zess des SGB VIII betroffen ist, auch wenn ihr Kernpara-
graph 11 SGB VIII bisher nicht von dem vorgeschlagenen
Entwurf eines „Gesetzes zur Stärkung von Kindern und Ju-
gendlichen“ berührt ist. Gleichwohl würde die Kinder- und
Jugendarbeit grundsätzlich durch Veränderungen im Grund-
zuschnitt des Gesetzes tangiert, vor allem in § 1. Dies könnte
den Bildungsauftrag der Kinder- und Jugendhilfe gefährden,
welcher für die Kinder- und Jugendarbeit maßgeblich ist.

Der Kooperationsverbund Offene Kinder- und Jugendarbeit
ist sich bewusst, dass der Arbeitsentwurf vom 23.08.2016 zu-
rückgezogen wurde und am 03.02.2017 der „Entwurf eines
Gesetzes zur Stärkung von Kindern und Jugendlichen (Kin-

der- und Jugendstärkungsgesetz – KJSG)“ erschienen ist.
Dieses Positionspapier soll jedoch trotzdem auf den veralte-
ten Arbeitsentwurf eingehen, die Kritik an diesem aufzeigen
und anhand dessen die Grundrichtung aufzeigen, in die eine
Reform des SGB VIII aus der Perspektive der Offenen Kin-
der- und Jugendarbeit eigentlich angelegt sein sollte. In den
vorliegenden Änderungsvorschlägen wird deutlich, dass das
versprochene Motto „Vom Kind aus denken, Kinderrechte
stärken“ im bisherigen Reformprozess nicht eingehalten
wurde und die bisherigen Änderungsvorschläge diesem
Motto zuwiderlaufen.

Das folgende Positionspapier des Kooperationsverbundes
Offene Kinder- und Jugendarbeit soll den spezifischen Auf-
trag der Offenen Kinder- und Jugendarbeit zur demokrati-

schen Bildung des Subjekts in der Gesellschaft begründen
und im Zuge dessen die Notwendigkeit für die gesamte Kin-
der- und Jugendhilfe aufzeigen. Eine Bildungsorientierung,
verstanden als „Selbstbildung“ (vgl. Bundesjugendkuratori-
um 2002) ist dabei ein konstitutives Element der konzeptio-
nellen ‚Einheit der Kinder- und Jugendhilfe‘. Diese ist damit
Grundlage sowohl der Kinder- und Jugendarbeit wie auch für
die Felder der Kindertageseinrichtungen, der Familienbil-
dung und der Hilfen zur Erziehung. Die aktuellen Verände-
rungsvorschläge gefährden jedoch eine solche gemeinsame
Ausrichtung an Bildung, indem sie stattdessen eine
Defizitorientierung stark machen.

Die Chancen der Offenen Kinder- und Jugendarbeit
für eine demokratische Subjektbildung

OKJA zeichnet sich durch Strukturbedingungen aus, die spe-
zifische Chancen für die demokratische (Selbst-)Bildung des
Subjekts in der Gesellschaft implizieren. Denn die Teilnahme
an Jugendarbeit ist freiwillig. Das bedeutet, Adressatinnen
und Adressaten können selbstbestimmt entscheiden, ob sie
ein Angebot wahrnehmen oder nicht. Fachkräfte der OKJA
stehen damit strukturell vor der Herausforderung, die Interes-
sen und Anliegen ihrer Adressatinnen und Adressaten be-
rücksichtigen zu müssen. Dies hängt auch mit der namensge-
benden Offenheit der OKJA zusammen: Diese ist in Bezug
auf ihre Adressatinnen und Adressaten, aber auch hinsichtlich
der Themen offen. Denn es bestehen für die OKJA keine wei-
teren und von außen vorgegebenen Zielsetzungen, wie bspw.
in der Schule oder in berufsorientierten Maßnahmen, und so-
mit sind keine Inhalte vorgegeben. Ausgangspunkt sind viel-
mehr die Erfahrungen und Interessen der jungen Menschen
und ihre Lebenswelten. Freiwilligkeit und Offenheit bewir-
ken darum eine grundlegende Diskursivität: Da OKJA frei-
willig und offen ist, bleibt ihren Fachkräften nichts Anderes
übrig, als mit Teilnehmenden immer wieder neu auszuhan-
deln, was gemeinsam wie getan werden soll. Die OKJA ist
gerade auf Grund dieser Rahmenbedingungen das Arbeits-
feld der Kinder- und Jugendhilfe in dem das ausgegebene
Motto der Reform „Vom Kind aus denken, Kinderrechte stär-
ken“ bereits seit Jahren konsequent und wirkungsvoll umge-
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Demokratiebildung setzt in der OKJA bei den
Interessen der Kinder und Jugendlichen an und
stellt darüber einen Bezug zur Gesellschaft her.
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setzt wird. Diese Bedingungen sind es, die Potentiale für eine
demokratische Bildung schaffen, da sie eine Demokratie ‚im
Kleinen‘ bilden. Es entsteht ein demokratisches Handlungs-
feld, in dem die Beteiligten in der Verbindung von Eigenstän-
digkeit und Gemeinschaftsfähigkeit (§ 1 SGB VIII) die Ange-
legenheiten, die sie in den Einrichtungen betreffen, gemein-
sam entscheiden können und müssen. Als weiteres Struktur-
charakteristikum kann man die Kommunalität der Einrichtun-
gen bezeichnen; die offenen Einrichtungen haben nicht nur
häufig kommunale Träger, sondern sind auch lokal in den So-
zialräumen mit ihren spezifischen gesellschaftlichen Themen
verortet.

Kinder und Jugendliche können und müssen in der OKJA
demnach
1. entscheiden, ob sie an ihr teilnehmen und
2. gemeinsam mit allen Teilnehmenden (das schließt auch

die Pädagoginnen und Pädagogen ein) aushandeln, wel-
chen Themen/Konflikten/Anliegen sie sich auf welche
Weise widmen wollen. Und dies findet

3. nicht im leeren Raum statt, sondern mit Bezug zur Kom-
mune und ihrer Öffentlichkeit, in der gesellschaftliche
Themen artikuliert und ausgehandelt werden.

Damit ermöglicht OKJA eine Demokratiebildung, die sich
nicht auf die Wissensaneignung und die konventionelle und
stark institutionalisierte Politik zurückzieht, sondern bei den
Interessen der Kinder und Jugendlichen ansetzen kann und
darüber einen demokratischen Bezug zur Gesellschaft
herstellt.

Das aktuelle SGB VIII gibt mit § 11 vor, wie diese Strukturen
zu nutzen sind, also welche Aufgaben die Kinder- und Ju-
gendarbeit hat und welche Ziele sie verfolgen soll. Kinder-
und Jugendarbeit solle junge Menschen zur „Selbstbestim-
mung befähigen“, so die in § 11 erklärte Zielsetzung. OKJA
soll demnach Kinder und Jugendliche so fördern, dass sie sich
als Subjekte selbst bestimmen können. § 11 beschreibt gleich-
zeitig, wie dieses Ziel erwirkt werden soll, nämlich durch An-
gebote, die an den Interessen der Kinder und Jugendlichen
anknüpfen. Eine solche Anknüpfung an den Interessen der
jungen Menschen ist von Scherr (1997) als „subjektorientier-
te Jugendarbeit“ ausbuchstabiert worden. Scherr hat deutlich
gemacht, dass es dabei nicht um ein individualistisches Sub-

jekt geht, dessen Selbstbestimmung endlos maximiert werden
soll, sondern dass die Selbstbestimmung eines Subjekts in der
Gesellschaft notwendigerweise durch die Selbstbestimmung
der anderen Subjekte ihre Grenzen erfährt. Dieser gesell-
schaftliche Aspekt wird in § 11 ebenfalls berücksichtigt,
wenn dieser die gesellschaftliche Mitverantwortung und das
soziale Engagement der Kinder und Jugendlichen als weitere
Zielsetzung bestimmt. Auch dazu gibt es eine Handlungs-
orientierung: Um junge Menschen dazu anzuregen, soll ihnen
Mitbestimmung und Mitgestaltung ermöglicht werden. Zu-
sammen betrachtet bestimmt § 11 SGB VIII die Aufgabe der
Jugendarbeit als eine demokratische Bildung des Subjekts:
Kinder und Jugendliche werden als selbstbestimmte Subjekte
thematisiert, die in der Kinder- und Jugendarbeit durch kon-

krete Erfahrungen von Mitbestimmung und Mitgestaltung
auch gesellschaftliche Mitverantwortung (inklusive eines
sozialen Engagements) übernehmen lernen. Das heißt, sie
können sich durch die praktische Ausübung demokratischen
Handelns Demokratie aneignen.

Politisches Handeln von Kindern und Jugendlichen
in der Gegenwartsgesellschaft

Eben diese Strukturen und gesetzlichen Vorgaben sind es, die
Kindern und Jugendlichen eine besondere Form der politi-
schen Bildung ermöglichen, die derzeit wichtiger denn je zu
sein scheint (vgl. 15. Kinder- und Jugendbericht 2017). Denn
betrachtet man die empirischen Ergebnisse der großen Ju-
gendstudien wird deutlich, dass Jugendliche, um ihre Anlie-
gen zu verfolgen, Formen politischen Handelns bevorzugen,
die wenig mit den konventionellen und institutionalisierten
Formen von Politik, wie den politischen Parteien, den Parla-
menten und den Wahlen zu tun haben. Dies ist auch nicht
überraschend, wenn – bei gleichzeitiger Zunahme des politi-
schen Interesses – 69% der Jugendlichen der Meinung sind:
„Politiker kümmern sich nicht darum, was Leute wie ich den-

FORUM für Kinder und Jugendarbeit 1/2017 5

. . . O f f ene K i nde r - und Jugendarbe i t z um Re fo rmprozess des SGB V I I I

Kinder und Jugendliche können in der OKJA
mit ihrer Sprache und zu ihren Themen sozial

und politisch partizipieren.
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ken.“ (vgl. Shell 2016, S. 23). Stattdessen suchen sie nach we-
niger institutionalisierten Formen politischen Handelns, in
denen sie „die eigenen Probleme, Sehnsüchte, aber auch (po-
litischen und sozialen) Interessen artikulieren (können) – und
zwar in ‚ihrer‘ Sprache und mit Bezug zu ‚ihren‘ Themen
[…]“ (Calmbach/Borgstedt 2012, S. 77). Sie suchen also nach
Formen politischen Handelns, in die sie ihre eigenen Interes-
sen und teilkulturspezifischen Handlungsweisen mit einbrin-
gen können. Da der Zugang zu stark institutionalisierten For-
men politischen Handelns für Kinder und Jugendliche er-
schwert ist, ist es nicht verwunderlich, dass sie weniger insti-
tutionalisierte Formen bevorzugen. Das bedeutet nicht, dass

weniger institutionalisierte Formen auch weniger demokra-
tisch sind. Van Deth (2013) kann zeigen, dass vor allem jene
Partizipierenden, die nicht-institutionalisierte Formen politi-
schen Handelns nutzen, demokratischere Werte vertreten, als
jene, die konventionelle Partizipationsformen bevorzugen.

OKJA ist durch ihre Strukturen dazu in der Lage, ein solches
demokratisch-politisches Handeln in weniger institutionali-
sierten Formen zu fördern. Denn sie greift zum einen die In-
teressen und Anliegen der Kinder und Jugendlichen auf und
eröffnet ihnen zum anderen Gelegenheitsstrukturen, um mit-
zubestimmen, auf welche Art und Weise die Anliegen ge-
meinsam bearbeitet, ausgehandelt und ggf. auch in der Öf-
fentlichkeit artikuliert werden – sprich mit welcher Partizipa-
tionsform sich die Adressatinnen und Adressaten in die Ge-
sellschaft einbringen wollen. Kinder und Jugendliche können
in der OKJA mit ihrer Sprache und zu ihren Themen sozial

und politisch partizipieren. OKJA kann Kindern und Jugend-
lichen damit ermöglichen, sich an Entscheidungsprozessen
über sie betreffende Fragen und Angelegenheiten in den Ein-
richtungen der Jugendarbeit, aber auch darüber hinaus in der
Kommune demokratisch zu beteiligen. Eine solche Demokra-

tiebildung hat nicht nur Bedeutung für die jeweiligen Subjek-
te, also die Kinder und Jugendlichen, sondern für die gesamte
demokratische Gesellschaft. Zum einen machen Phänomene
wie die sogenannte ‚Politikverdrossenheit‘ oder der neue Au-
toritarismus und Zuspruch zur AfD oder zu Pegida deutlich,

dass durchaus auch undemokratische Forderungen und For-
men entstehen können, wenn Bürgerinnen und Bürgern nicht
ermöglicht wird, ihre Themen mit ihrer Sprache in die demo-
kratische Gesellschaft einzubringen. Zum anderen ist „eine
demokratisch verfasste Gesellschaft […] die einzige Gesell-
schaftsordnung, die gelernt werden muss, alle anderen Ge-
sellschaftsordnungen bekommt man so“ (Negt 2010, S. 27).
Dafür braucht es pädagogische und politische Institutionen,
die solche Demokratiebildung ermöglichen und unterstützen.
Aktuell gibt es außerhalb der Kinder- und Jugendarbeit nur
wenig pädagogisch gerahmte Möglichkeiten, Demokratie auf
diese Art und Weise zu praktizieren und somit zu erlernen:
weder in der Schule, noch durch Konsum und auch nur be-
dingt in der Familie. Doch das Recht auf Teilnahme an De-
mokratie birgt ein enormes Inklusionspotenzial aller Gesell-
schaftsmitglieder in modernen Gesellschaften und realisiert
sich erst durch das Erleben von Demokratieerfahrungen
junger Menschen. Kinder- und Jugendarbeit ist ein bestens
geeignetes pädagogisches Handlungsfeld, um solche
Demokratieerfahrungen – gerade auch für jene Kinder und
Jugendlichen, die sonst kaum Zugänge zu pädagogischen
Angeboten haben – möglich zu machen.

Wie die OKJA von den bisher vorgeschlagenen
Änderungen des SGB VIII betroffen wäre

Aktuelle Reformvorschläge hätten auch Veränderungen für
die Offene Kinder- und Jugendarbeit und ihre Adressatinnen
und Adressaten zur Folge, wenn auch der § 11 selbst nicht
von den Änderungen betroffen ist. Am deutlichsten wird dies
aus Perspektive der OKJA vor allem in zwei Punkten:

� In den bisherigen Entwürfen werden aus berechtigten ak-
tiven, demokratischen Bürgerinnen und Bürgern schlicht
hilfsbedürftige Individuen.

� Der spezifische Auftrag der Kinder- und Jugendarbeit zur
emanzipatorischen und demokratischen Bildung wird
damit gefährdet.

Dies ist wie folgt zu begründen: Wie aus der Entwurfsfassung
vom 23.08.2016 deutlich wird, ist davon auszugehen, dass die
Änderungsabsichten nicht nur die befürwortete Inklusion von
behinderten jungen Menschen beinhaltet, sondern damit vor al-
lem auch konzeptionelle Grundentscheidungen getroffen wur-
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Außerhalb der Kinder- und Jugendarbeit gibt es
nur wenig Möglichkeiten, Demokratie zu

praktizieren und zu erlernen.

Aus gleichberechtigten Bürger_innen, die in der
demokratischen Gesellschaft partizipieren,

werden Kund_innen eines Dienstleistungssystems.
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den. So kritisiert Karin Böllert (2016), dass „Teile der vorlie-
genden Arbeitsentwürfe die Vermutung nahe[legen], dass
nicht der zwischenzeitlich erreichte, gemeinsam von Politik
und Praxis geteilte Stand der Fachdebatten über eine Reform
für deren Formulierung ausschlaggebend war. Vielmehr trägt
der bisherige Entwurf in nicht wenigen Passagen eindeutig fis-
kalpolitisch gesteuerten Interessenlagen Rechnung, die jenseits
einschlägiger Fachdiskurse stärker eine maßgebliche Ausga-
benminderung als die fachliche Weiterentwicklung der Kin-
der- und Jugendhilfe zum Ziel haben.“

Dies betrifft auch die OKJA insofern, als dass bspw. § 1 die
gemeinsame Grundrichtung für die gesamte Kinder- und Ju-
gendhilfe und somit auch für die OKJA bestimmt. Dort sollte,
so der Entwurf, statt
„(1) Jeder junge Mensch hat ein Recht auf Förderung seiner

Entwicklung und auf Erziehung zu einer eigenverant-
wortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit.“

nun stehen:
„(1) Jeder junge Mensch hat ein Recht auf Förderung seiner

Entwicklung, Teilhabe am Leben und auf Erziehung zu
einer möglichst selbstbestimmten eigenverantwortlichen
und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit.“

Mit der Formel „Teilhabe am Leben“, welche aus § 1 SGB IX
übernommen, aber bedeutend gekürzt wurde (dort heißt es:
„gleichberechtigte Teilhabe am Leben in der Gesellschaft“)
und der neuen Kopplung der Begriffe „selbstbestimmt“ und
„eigenverantwortlich“ wird das ursprüngliche Recht von jun-
gen Menschen auf Mitentscheidung und Mitgestaltung der
demokratischen Gesellschaft (also Teilhabe und Teilnahme)
reduziert auf:

1. die „Teilhabe“ junger Menschen: junge Menschen wer-
den hier zu Leistungsempfängerinnen und -empfängern,
also zu Kundinnen und Kunden. Sie „haben“ bzw. „be-
kommen“ ihren „Teil“, sind aber nicht mehr an der Ge-
sellschaft beteiligt. Und dort, wo die Gesellschaft im Ar-
beitsentwurf auftaucht, bleiben die Subjekte Individuen,
die sich in die Gesellschaft einordnen, sich ihr anpassen
müssen.

2. das ökonomische Individuum: ganz im Sinne der Indivi-
dualisierung im neoliberalen Wohlfahrtsstaat wird den In-
dividuen die Selbstbestimmung, somit aber auch die allei-
nige und volle Verantwortung zugesprochen. „Es gibt hier
keine Gesellschaft mehr, sondern nur noch Individuen,
die sich eigenverantwortlich durchschlagen und im Pro-
blem- oder Bedarfsfalle staatliche Leistungen erhalten,
die auf der Basis von diagnostischen Bedarfsanalysen,
Plänen und Steuerungsmechanismen die individuelle
‚Teilhabe am Leben‘ sichern oder wiederherstellen
sollen“, so Benedikt Sturzenhecker (2017).

Das hat dann kaum noch etwas mit dem Begriff der Teilhabe
zu tun, wie er von der Behindertenpädagogik ausbuchstabiert
wird. Aber vor allem werden so aus gleichberechtigten Bür-
gerinnen und Bürgern, die in der demokratischen Gesell-
schaft partizipieren, Kundinnen und Kunden eines Dienstlei-
stungssystems. Dies ist mit dem bisherigen gesetzlichen Auf-
trag, sowie der Fachlichkeit der OKJA nicht vereinbar. Denn
ein auf diese Weise individualisiertes Subjekt, das sich in die
bestehende Gesellschaft einpassen muss, widerspricht der
bisherigen Zielsetzung der OKJA auf Stärkung von Selbstbe-
stimmung und demokratischer Mitwirkung, im Sinne einer
emanzipatorischen Orientierung. Die von der OKJA aktuell
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(noch?) erwartete Demokratiebildung, eröffnet Kindern und
Jugendlichen, Gesellschaft aktiv mitzugestalten, statt sie
einfach nur an diese anzupassen.

Der KV OKJA spricht sich darum deutlich dafür aus, diese
Entkopplung von Individuum und Gesellschaft nicht im
Recht zu verankern, sondern die Reform des SGB VIII zu
nutzen, um die lange überfällige Zielorientierung von Kinder-
und Jugendhilfe auf (Selbst-)Bildung und Handlungsfähig-
keit im Rahmen einer demokratischen Gesellschaft im Gesetz
deutlicher zu verankern. Bisher hat das SGB VIII zwar deut-
lich die Partizipationsrechte von Kindern und Jugendlichen
gestärkt, aber dieses pädagogische Handeln nicht explizit in
den Rahmen einer demokratischen Gesellschaft eingeordnet.
So könnte die bisher in § 1 SGB VIII formulierte Ausrichtung
der Erziehung auf eine „eigenständige […] und gemein-
schaftsfähige […] Persönlichkeit“, durchaus auch in autoritä-

ren Systemen stattfinden. Eine wirkliche Weiterentwicklung
bestünde also darin in § 1 das Ziel der Entwicklung der Per-
sönlichkeit in den Rahmen der demokratischen Gesellschaft
zu stellen. Dann tritt die normative Orientierung des Gesetzes
klar hervor (vgl. so bspw. Expertengruppe Zentrum Eigen-
ständige Jugendpolitik 2013). Auch Inklusion wird erst durch
die Verbindung mit dem Demokratischen für einen gesell-
schaftlichen Einbezug aller jungen Menschen qualifiziert.

Folgen der beabsichtigten Veränderungen
für die Kinder- und Jugendhilfe im Allgemeinen

Wie Schrapper (2002) sind wir der Meinung, dass „Jugend-
hilfe nur als Ganzes gut“ wirkt. Das bedeutet, dass die Kin-
der- und Jugendhilfe dann ihren gesellschaftlichen Auftrag
erfüllen kann, wenn sie zum einen als Sozialpädagogik um
den gemeinsamen Bildungsanspruch aller Felder weiß und
zum anderen die spezifischen Aufträge der jeweiligen Felder
berücksichtigt. Aber eben diese gemeinsame sozialpädagogi-
sche Grundausrichtung der Kinder- und Jugendhilfe scheint
durch die Arbeitsentwürfe in Frage gestellt. Die Kinder- und
Jugendhilfe wird, indem in weiten Teilen des letzten Arbeits-
entwurfs statt des Begriffs der „Erziehung“ nun die Begriffe

„Entwicklung“ und „Teilhabe“ und statt „Hilfe“ nun „Lei-
stungen“ verwendet werden, ihres Charakters als Sozialpäd-
agogik beraubt (vgl. Ziegler 2016). Auch im Wissen um die
Ambivalenzen, die in den Begriffen von „Erziehung“ und

„Hilfe“ stecken, sind sie doch Grundbegriffe der Sozialpäd-
agogik, die auch ihre doppelgesichtige Position in der Gesell-
schaft markieren. Statt des Bildungsverständnisses der OKJA
würde die Kinder- und Jugendhilfe mit den aktuellen Reform-
vorschlägen zu einer Dienstleistungssparte, die Leistungen
mit Hilfe von Steuerungsinstrumenten verteilen würde. Der
eigene Bildungs- und auch Erziehungsanspruch als gemein-
same Orientierung aller Felder würde aufgegeben. Besonders
deutlich wird dies am Vorschlag einer „Sozialraumorientie-
rung“ der Kinder- und Jugendhilfe. Diese im Entwurf vorge-
schlagene Orientierung hat kaum noch etwas mit dem sozial-
raumorientierten Konzept der OKJA zu tun – mit seinem rela-
tionalen Raumbegriff, der das soziale Handeln der Menschen
fokussiert und nicht zur Einteilung von Verwaltungseinheiten
dient –, vielmehr würde ihre bisherige ‚eigene‘ Sozialraum-
orientierung in der Kooperation mit den anderen Arbeitsfel-
dern unmöglich. Denn das Konzept der Sozialraumorientie-
rung wird hier von der Reform in Anspruch genommen und
auf lokale Steuerungs- und Kontrollinstrumente reduziert, die
die Raumaneignung von Menschen nicht thematisieren und
so auch den Lebenswirklichkeiten der Kinder und Jugendli-
chen nicht gerecht werden kann.

Auch wenn derzeit Unklarheit darüber herrscht, ob eine Re-
form des SGB VIII in dieser Legislaturperiode noch zustande
kommt – nicht zuletzt auf Grund der starken Kritik an diesem
Vorhaben –, ist angesichts der ersten Entwürfe und ihrer in-
haltlichen Änderungen des Grundzuschnitts des Gesetzes
weiterhin große Vorsicht geboten. Insgesamt ist aus der Per-
spektive des Kooperationsverbundes Offene Kinder- und Ju-

gendarbeit auch zukünftig nicht nur die Reduktion des Demo-
kratischen und die Ausweitung des Wirtschaftlichen in den
Entwürfen zur SGB VIII-Novelle scharf zu kritisieren und
zurückzuweisen, sondern gleichzeitig auch die Kinder- und
Jugendhilfe aufzufordern, in Gegenentwürfen ihr sozialpäd-
agogisches Selbstverständnis insbesondere mit der demokra-
tischen Partizipation von Kindern und Jugendlichen – auch
im Sinne einer konzeptionellen Einheit der Jugendhilfe – in
allen Feldern des Gesetzes zu stärken.
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Das Konzept der Sozialraumorientierung wird in
Anspruch genommen und auf lokale Steuerungs-

und Kontrollinstrumente reduziert.
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die Ausweitung des Wirtschaftlichen sind scharf

zu kritisieren und zurückzuweisen.
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Die SGB VIII – Reform. Ende oder
Wende einer Erfolgsgeschichte?

Zur Notwendigkeit einer Repolitisierung der Kinder- und Jugendhilfe

von Wolfgang Hammer

1. Ausgangslage

Seit Mitte 2016 führt die Fachebene der Kinder- und Ju-
gendhilfe in Deutschland eine intensive Diskussion um eine
von der großen Koalition geplante Reform des Kinder- und
Jugendhilfegesetzes. Sollte sie so bleiben wie
die letzten Referatsentwürfe, würde sie
gegen den Widerstand einer breiten
Fachöffentlichkeit erfolgen und
es würde ihr die fachliche Ak-
zeptanz fehlen. Das Ver-
hältnis zwischen Politik
und Fachebene war noch
nie so belastet wie zur
Zeit und es stellt sich
nicht nur die Frage wie
das geschehen konnte,
sondern auch wie aus
dieser Krise heraus neue
Perspektiven einer not-
wendigen Weiterentwick-
lung eröffnet werden kön-
nen.

2. Die Grenzen des Wachstums –
Weiter so geht nicht

Auf dem letzten Kinder- und Jugendhilfetag 2014 in Berlin
feierten Politik und Fachebene noch gemeinsam die Er-
folgsgeschichte der Kinder- und Jugendhilfe, die nach dem
Kinder- und Jugendhilfegesetz von 1990 auf eine beach-
tenswerte Entwicklung zurückschauen konnte. Die Kin-
der- und Jugendhilfe hatte 2014 erstmals die Rekordmarke
von 800.000 Beschäftigten überschritten. Sie wird seitdem
in Deutschland als Beschäftigungssektor nur noch vom
schulischen Bildungswesen übertroffen; die lange führen-
de Automobilindustrie hat sie trotz 2014 noch gestiegener
Verkaufszahlen übertroffen.

Die Beschäftigten dieses Berufsfeldes stehen einem Ar-
beitsmarkt gegenüber, der dringend nach Fachkräften
sucht und deshalb im Regelfall Vollzeitstellen und Tari-
flöhne anbietet. Berufsanfänger haben die Auswahl zwi-
schen verschiedenen Stellenangeboten. Durch den immer
noch nicht abgeschlossenen Ausbau der Kindertagesbe-

treuung insbesondere für 0 bis 3-jährige, den Zuzug von
Flüchtlingsfamilien und den Abgang älterer Fachkräfte ist
auch für die Zukunft von einem steigenden Bedarf auszu-
gehen.

Dahinter steht einerseits ein ständiger Ausbau
der Angebote der Kindertagesbetreuung

aber auch seit Mitte des letzten
Jahrzehnts die ständige Zunah-

me der ambulanten und sta-
tionären Erziehungshilfen.

Diese Entwicklung ist
überwiegend eine Reak-
tion des Staates auf die
Folgen einer zuneh-
menden Armutsent-
wicklung insbesondere
von Alleinerziehenden.
Sie wird begleitet durch

die Zunahme von Inob-
hutnahmen und Sorge-

rechtsentzügen, ohne dass
sich dies alles entlastend auf

den Umfang und die Folgen von
Kinderarmut ausgewirkt hat. Viel-

mehr ist festzustellen, dass die Erwar-
tungen, durch soziale Arbeit und frühkindli-

che Bildung einen wesentlichen Beitrag zum Ausgleich so-
zialer Benachteiligung leisten zu können, nicht erfüllt wer-
den konnten. Das liegt vor allem an der unzureichenden Per-
sonalausstattung im Krippenbereich.

Trotz des erheblichen Ausbaus insbesondere der Angebote
für 0 bis 3-jährige, trotz Ausbaus der Frühen Hilfen und
trotz inzwischen über 1 Mio. jährlicher Hilfen zur Erzie-
hung haben sich die Chancen von Kindern aus ökonomisch
belasteten Familien, durch frühkindliche Bildung und So-
ziale Arbeit Armutskreisläufe durchbrechen zu können,
nicht verbessert. Vielmehr hat sich die Armut von Kindern
und Familien auf hohem Niveau verfestigt und ist zum we-
sentlichen Verursachungsfaktor insbesondere für helfende
und intervenierende Aktivitäten der Jugendämter gewor-
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Wie konnte es kommen, dass ein
Reformentwurf mit so wenig Beteiligung und

zugleich so wenig Akzeptanz entstehen konnte?
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den. Die Zahl der Inobhutnahmen und Fremdplatzierungen
hat zugenommen und für zu viele Kinder bietet die Jugend-
hilfe keinen Ort der Sicherung bestehender oder neuer Le-
bensorte. Ebenso ist der Beitrag der Kinder- und Jugend-
hilfe zu einer selbstständigen Lebensführung und zur
Schaffung einer kindgerechten Umwelt nur in Ansätzen
gelungen.

Das Leistungsspektrum und die Leistungstiefe
der Kinder- und Jugendhilfe weist erhebliche
regionale Unterschiede auf, die nicht so-
zio-strukturell zu erklären sind. Zu-
gleich ist auf kommunaler Ebene ein
relativ einheitliches Leistungsspek-
trum vielfach verloren gegangen
oder hat nie bestanden. Zum Teil
existieren handlungsunfähige
Rumpfjugendämter, personell
und kompetenzmäßig ge-
schwächte Landesjugendämter
und von der jeweiligen Haus-
haltslage bestimmte Disparitä-
ten bei den Angeboten der Ju-
gendarbeit, Jugendsozialarbeit
und Familienförderung. Die
Hoffnung, durch mehr vom Sel-
ben einen wirksameren Beitrag der
Jugendhilfe zur individuellen und
gesellschaftlichen Kompetenz von
Kindern und Jugendlichen leisten zu
können, lässt sich weder empirisch begrün-
den noch ist sie unter den jetzigen Vorausset-
zungen finanzpolitisch durchsetzbar.

Diese Ausgangssituation begründet zu Recht fachlichen und
rechtlichen Reformbedarf. Die Chancen einer Reform hän-
gen aber wesentlich davon ab, dass ihr eine Reflexionsphase
vorausgeht, die sowohl in der Breite als auch in der Tiefe
nicht zu kurz springt und sich nicht nur auf die Kinder- und
Jugendhilfe beschränkt.

Es ist an der Zeit den Ursachen dieser Entwicklung nachzuge-
hen und Perspektiven aufzuzeigen. Bei der Spurensuche geht
es sowohl um die Zusammenhänge mit allgemeinen gesell-
schaftlichen Entwicklungen in allen angrenzenden Politikfel-
dern und ihre Auswirkungen auf die Lebenslagen von Kindern,
Jugendlichen und deren Familien als auch um die Auseinan-
dersetzung mit originären Jugendhilfespezifischen Entwick-
lungen und den ihnen zugrundeliegenden Rechtsgrundlagen,
Strukturen und Haltungen.

Es geht aber vor allem um die wertbezogene Auseinander-
setzung, um unser Menschenbild und um unsere Vision ei-

ner humanen, sozial nachhaltig ausgerichteten Gesell-
schaftsordnung und den Stellenwert von Kindern als Träger
eigenständiger Rechte.

3. Die SGB VIII – Reform. Ende oder Wende
einer Erfolgsgeschichte?

Wie konnte es kommen, dass nach so viel deklamierter Ge-
meinsamkeit von Politik und Fachebene beim Deutschen
Kinder- und Jugendhilfetag 2014 innerhalb von nur zwei

Jahren ein Reformentwurf mit so wenig Beteiligung und
zugleich so wenig Akzeptanz entstehen konnte?

Diese Frage stellten sich im Juni 2016
viele Kenner und Agierende des Ju-

gendhilfesystems, als der erste Ar-
beitsentwurf zur Reform auf dem

Markt war. Hatte doch die Voran-
kündigung der Reform im Leitli-
nienpapier vom März 2016 bei
vielen Fachkräften Hoffnung
und auch Respekt ausgelöst,
dass nunmehr die große Lö-
sung – also die Integration der
Eingliederungshilfe in die Kin-
der- und Jugendhilfe – auf den
Weg gebracht werden sollte.
Auch die angekündigte Stär-

kung der Kinderrechte war von
vielen Fachkräften der Jugendhil-

fe lange herbeigesehnt worden.

Die Enttäuschung dieser Erwartungen
aber hatte Gründe, die sowohl im Ver-

fahren als auch beim neuen Regelungsge-
halt sichtbar wurden und schon lange auf der

Agenda standen. Deshalb müssen die zentralen Dis-
kurse um eine Weiterentwicklung der Jugendhilfe mit aus-
reichender Zeit und optimaler Beteiligung geführt werden.
Nur dann haben wir die Chance, zu tragfähigen neuen
Rechtsgrundlagen zu kommen.

Da ist zum einen die fachpolitische Debatte um die mit der
stärkeren Sozialraumorientierung verbundene Neuausrich-
tung des Hilfesystems, die weder beim Ausloten der Grund-
annahmen und erst recht nicht beim Diskurs über die Umset-
zung und ihre Folgen in der notwendigen Tiefe geführt wur-
de. Insbesondere hat dabei der Bezug zum Thema Kinderar-
mut und ihren Folgen gefehlt. Dann wäre nämlich klar ge-
worden, dass eine verstärkte Ausrichtung auf niedrig-
schwellige Angebote der Infrastruktur eigenständiger ver-
lässlicher Finanzierungsgrundlagen und fachlicher Mindest-
standards bedarf, die überwiegend nicht oder nicht ausrei-
chend vorhanden sind. Dann wäre auch zu klären gewesen,
in welchem Umfang auch weiter ambulante Hilfen ergän-
zend und auch als eigenständiges Angebot notwendig sein
werden und lediglich deren Kooperation mit Frühen Hilfen,
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Das Verhältnis zwischen Politik und Fachebene
war noch nie so belastet wie heute.
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Kindertagesbetreuung und offener Kinder- und Jugendar-
beit verlässlich auszurichten wäre.

Das aber hätte zwar langfristig die Chance geboten, auch
Entlastungseffekte bei den Einzelhilfen zu erzielen, aber
kurz-und mittelfristig zusätzliche Investitionen in den Aus-
bau der Infrastruktur notwendig gemacht, den weder Kom-
munen und Länder aufbringen noch der Bund gegenfinan-
zieren wollten. Nur so konnte das Konstrukt eines Vorrang-
prinzips für Infrastruktur entstehen, das faktisch den
Rechtsanspruch auf Hilfen zur Erziehung einschränken
würde ohne einen nachhaltigen Effekt zur Stärkung der
Infrastruktur auszulösen.

Das gleiche gilt für den Diskurs über das Verhältnis von Eltern-
rechten zu Kinderrechten und die Frage wo, an welcher Stelle
und mit welcher Zielrichtung eine sinnvolle Stärkung
der Kinderrechte erfolgen soll. Weil der nur
an der Oberfläche geführt wurde, sollte
der Rechtsanspruch auf Hilfen zur
Erziehung schlicht von den El-
tern auf die Kinder übertragen
werden, ohne über die
Machbarkeit und deren
Folgen nachzudenken,
wenn die Eltern ihren
Rechtsanspruch verlie-
ren und der Rechtsan-
spruch für die Kinder in
die Definitionsmacht der
Kommunen gestellt wird.

Beim Diskurs über Kinder-
rechte nimmt der Schutz von
Kindern eine besondere Rolle
ein. Diese Diskussion ist aber stärker
als alle anderen Aspekte im Leistungs-
spektrum der Kinder- und Jugendhilfe durch den
Tod von Kindern politisch überlagert. Sie zeigt eine zuneh-
mende Tendenz der ständigen Perfektionierung von Vorga-
ben und deren Kontrolle, die, wie z.B. in Hamburg, trotz er-
heblicher Personalverstärkung, der Einführung eines Quali-
tätsmanagements und einer Jugendhilfeinspektion nicht zu
mehr Sicherheit geführt sondern eine zunehmende Verunsi-
cherung in den sozialen Diensten ausgelöst hat. Darüber be-
rät nun eine von der Hamburgischen Bürgerschaft einge-
setzte hochrangig besetzte Enquetekommission, die hoffent-
lich die Kraft hat, notwendige Veränderungen anzuschie-
ben.

Auch die verschiedenen Skandale über entwürdigende Er-
ziehungspraktiken von Kindern und Jugendlichen in Hei-
men haben überwiegend zu Vorschlägen der Verschärfung

der Kontrolle der Heimaufsicht und ihrer Instrumente ge-
führt. Die Empfehlungen der Runden Tische zur Heimerzie-
hung und zum Sexuellen Kindesmissbrauch, Beschwerde-
möglichkeiten für Kinder- und Jugendliche durch unabhän-
gige Ombudsstellen verbindlich zu regeln und deren Finan-
zierung sicherzustellen, sind dabei auf der Strecke geblie-
ben.

Diesen Kompromiss haben die Länder, der Bund und die
Wohlfahrtsverbände gemeinsam ausgehandelt und zu ver-

antworten. Diese Vorschläge bilden, obwohl durch-
aus fachlich umstritten, den Kern einer ge-

planten kleinen SGB-VIII-Reform,
sollte sie denn kommen.

Noch gravierender hat sich
die unzureichende Be-

rücksichtigung eines Dis-
kurses über die Folgen
der finanzpolitischen
Rahmenbedingungen
auf die Kinder- und Ju-
gendhilfe ausgewirkt.
Die Konsequenzen der

Schuldenbremse, die
Neuregelung der Bund-

Länder-Finanzbeziehun-
gen, die Auswirkungen der

Steuerpolitik insbesondere auf
strukturschwache Kommunen sind

der Hauptfaktor, dass die Erwartungen an
eine Stärkung der Leistungsfähigkeit der Kin-

der- und Jugendhilfe durch die Reform nicht erfüllt wurden,
dass faule Kompromisse zwischen Fachlichkeit und Finan-
zierbarkeit geschlossen wurden und dass sich Ziele und Re-
gelungsgehalte zum Teil widersprechen.

Auch das von allen kritisierte Verfahren ist Folge eines
von Anfang an bestehenden Widerspruchs zwischen den
Handlungsmöglichkeiten und Interessen der Kommunalen
Spitzenverbände und der Länder und einem gesellschaftli-
chen Reformanspruch und seinen fehlenden finanzpoliti-
schen Voraussetzungen. Dies anzuerkennen und darauf
aufzubauen ist die Herausforderung, der wir uns stellen
müssen.

4. Die Repolitisierung der Kinder- und Jugendhilfe
als Voraussetzung für eine gelingende Reform

Die Zuständigkeit des Bundes, die Ausgestaltung der Kinder-
und Jugendhilfe, ihre Planungs-, Finanzierungs- und Durch-

12 FORUM für Kinder und Jugendarbeit 1/2017

� SGB V I I I – Q U O V A D I S?

Die Armut von Kindern und Familien hat
sich auf hohem Niveau verfestigt.

Das Leistungsspektrum und die Leistungstiefe
der Kinder- und Jugendhilfe weist erhebliche

regionale Unterschiede auf.
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führungsvoraussetzungen und die damit verbundenen Rechts-
ansprüche festzulegen, erwächst aus dem Verfassungsan-
spruch der einheitlichen Daseinsvorsorge und dem damit ver-
bundenen Anspruch, annähernd gleichartige Lebensverhältnis-
se in Deutschland sicherzustellen. Die Finanzierung der Lei-
stungen aber ist überwiegend Aufgabe von Ländern und insbe-
sondere der Kommunen. Die Länder haben in den letzten Jah-
ren durch die Föderalismusreform die Freiheit erhalten, alle
Verfahrens- und Organisationsfragen eigenständig zu regeln –
überwiegend mit destabilisierenden Folgen. Die Kommunen
hingegen haben nur Pflichten, aber kaum Rechte, und haben
unverändert die Aufgabe, alle Rechtsansprüche aus diesem Ge-
setz zu erfüllen – unabhängig davon ob sie über ausreichende
Einnahmen verfügen und wie viel ihnen die Länder für ihre
Aufwendungen zweckgebunden zur Verfügung stellen.

In einem zentralen Feld der Gestaltung – nämlich bei
der Finanzierung – wird damit ein Bruch
des Prinzips in Kauf genommen, dass
Aufgabe, Kompetenz und Verant-
wortung in einer Hand liegen
sollten. Der Streit über Geld
und Verantwortlichkeiten
zwischen Bund, Ländern
und Kommunen ist da-
durch vorgezeichnet
und ist Alltag gewor-
den. Der Bund moniert,
dass die Mittel für den
Ausbau der Tagesbe-
treuung, die die Länder
erhalten, nicht alle oder
nicht schnell genug bei den
Kommunen landen, die Flä-
chenländer beklagen das gleiche
bei den Kommunen und die Jugend-
hilfehaushalte der Kommunen müssen
sich von Jahr zu Jahr gegen die Bedarfe und den
Lobbyismus anderer kommunaler Aufgaben behaupten.

Mit der Verankerung der Schuldenbremse hat sich die Situa-
tion für fast alle Kommunen insbesondere in der Kinder-
und Jugendhilfe verschärft. Das hat zur Folge, dass nicht nur
Schwimmbäder und Sportstätten geschlossen und Freizeit-
und Ferienprogramme eingestellt werden, sondern auch das
Jugendeinrichtungen Angebote und Öffnungszeiten redu-
zieren müssen, Kinder- und Familienzentren geschlossen
werden, und die Angebote der Jugendsozialarbeit für beruf-
lich benachteiligte Jugendliche – soweit sie noch bestehen –
auf Sparflamme vor sich hindümpeln. Dies trifft vor allem –
aber nicht nur – finanzschwache Kommunen, aber immer
und überall die Familien und Alleinerziehenden mit gerin-
gen Einkommen und deren Kinder, leider auch die Kinder in

Hamburg, einer der reichsten Städte Deutschlands. Für eine
kommunale Politik, die den Folgen von Armut entgegen-
wirkt ist kein Platz mehr – übrig bleiben als einziges
Hilfsangebot die Erziehungshilfen, die trotz Schuldenbrem-
se finanziert werden müssen.

Das hat schon der 10.Kinder- und Jugendbericht aufgezeigt
– damals noch als Kritik an falschen Schwerpunktsetzun-
gen der Kommunalpolitik. Der Unterschied zu heute be-
steht darin, dass mit der Verankerung der Schuldenbremse
im Grundgesetz den Kommunen weitgehend der Spiel-

raum genommen wurde, andere armutspräventive
Schwerpunkte in ihren Haushalten zu set-

zen. Wenn Deutschland hieran etwas
ändern will und als reiches Land

nicht mehr hilflos die weitere
Verfestigung von Familien-

armut und ihre Auswir-
kungen auf die Erzie-
hungsfähigkeit von El-
tern und die Entwick-
lungschancen von Kin-
dern hinnehmen will,
brauchen wir einen Pa-
radigmenwechsel unse-

res Politikgeschehens
und eine kritische Über-

prüfung der Auswirkungen
der föderalen Strukturen und

der gesamten Finanzpolitik
weit über die Kinder- und Jugend-

hilfe hinaus.

Die geringen Veränderungen, die mit dem aktuellen Ver-
handlungstand zu den zukünftigen Finanzbeziehungen zwi-
schen Bund und Ländern bisher erreicht wurden, reichen
dazu weder vom Volumen noch von der Struktur her aus.
Dort bestehen immer noch die Pläne einer Regionalisierung
der Jugendhilfe und Eingliederungshilfe als gesellschaftspo-
litische und verfassungsrechtliche Bankrotterklärung.

Wer, wenn nicht wir, die Handelnden in der Kinder- und Ju-
gendhilfe, müssen dies zu unserem Thema machen – nicht
irgendwann, sondern sofort. Wir müssen die Themen Kin-
derarmut und Finanzpolitik in die Diskussionen auf dem
Deutschen Kinder- und Jugendhilfetag, in die Diskussion
über die Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendhilfe, in
den Bundestagswahlkampf, in die Länderparlamente und
die Jugendhilfe – und Landesjugendhilfeausschüsse ein-
bringen. Wir brauchen eine Repolitisierung der Kinder- und
Jugendhilfe ergänzend zu unseren Fachdiskursen und die öf-
fentliche Auseinandersetzung. Das ist unser Einmischungs-
auftrag und nie war er so notwendig wie heute.
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Für eine kommunale Politik, die den Folgen der
Armut entgegenwirkt, ist kein Platz mehr.

Wir brauchen eine Repolitisierung der
Kinder- und Jugendhilfe.

Foto: Ralf_flickr



5. Nachdenkliches zur Rolle Hamburgs bei der
Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendhilfe

Hamburg war schon immer etwas Besonderes. Das gilt nicht
nur für den Fußball, sondern auch und insbesondere für
Hamburgs Rolle im Diskurs um die Weiterentwicklung der
Kinder- und Jugendhilfe. Dafür gibt es zahlreiche Beispiele.
Viele fachliche Entwicklungen und Diskurse haben in Ham-
burg ihren Ausgangspunkt genommen und Angebote der
Kinder- und Jugendhilfe qualifiziert und erweitert. Dazu ge-
hören u.a. die Straßensozialarbeit, szenenahe Projekte für
Straßenkinder/Careleaver, das KIDS, Kinder- und Familien-
hilfezentren, der im Westen vorbildhafte Ausbau der Kin-
dertagesbetreuung, das Kita-Gutschein-System und in den
letzten Jahren der erhebliche Ausbau sozialräumlicher An-
gebote bei gleichzeitiger Steigerung der Ausgaben für Er-
ziehungshilfen und einer mehrstufigen Personal-
verstärkung der Sozialen Dienste.

Neben dieser positiven Bilanz
gibt es aber auch andere Berei-
che, wo unser Tabellenstand
eher dem des HSV ent-
spricht. Dazu gehören
die Kürzungen in der
Kinder- und Jugendar-
beit, der Betreuungs-
schlüssel für die 0 bis
3-jährigen, aber auch
Phänomene die wenig
mit Geld, aber viel mit
Organisation und Verwal-
tungsstrukturen zu tun ha-
ben. Nirgendwo – noch nicht
einmal in Berlin – ist der An-
spruch, Kinder- und Jugendhilfe aus
einer Hand zu gestalten, so wenig umsetz-
bar wie in der Hansestadt. So gibt es eine Fachbe-
hörde, die steuern soll und die Haushaltsverantwortung hat,
aber weder über die Dienstaufsicht für den Großteil des Per-
sonals verfügt und auch nicht die Hoheit über den Stellen-
plan und die Entscheidungsbefugnis über Organisations-
und Strukturangelegenheiten der bezirklichen Jugendämter
hat.

Daraus ist ein äußerst kompliziertes System von ausdiffe-
renzierten weichen und harten Steuerungsinstrumenten mit
enormen Koordinierungsbedarfen entstanden, das kaum
noch beherrschbar erscheint. Immer wenn Fehler passieren,
wird der Versuch unternommen, Lücken im System zu
schließen und Vorschriften zu perfektionieren und nach
fachlich und/oder politisch Verantwortlichen zu suchen.

Seit 2005 reiht sich ein Sonderausschuss oder auch Parla-
mentarischer Untersuchungsausschuss an den anderen und
immer wieder gibt es neue Empfehlungen. In letzter Zeit
aber dominiert immer häufiger die Frage, warum schon wie-
der bestehende Vorschriften nicht eingehalten wurden.
Wahrlich kein Grund, eine bundesweite Vorreiterfunktion
zu übernehmen. Es ist vielmehr höchste Zeit sich die Frage
zu stellen, wie viel Zuständigkeitszersplitterung und wie
viel Vorgaben und Kontrolle sich die Kinder- und Jugend-
hilfe in Hamburg leisten kann und welche Auswirkungen es
hat, wenn fachliche Entscheidungsspielräume verloren ge-
hen, die Risikobereitschaft sinkt und die persönliche Absi-
cherung im Verwaltungshandeln viele Entscheidungen über
das Kindeswohl überlagert.

Eine Vorreiterfunktion hat Hamburg aber gegenwärtig den-
noch, weil die Kommunalen Spitzenverbände in den

Flächenländern keine Bündnispartner für
ihre Finanzprobleme mehr haben. Ge-

rade im Bereich der Ausgabenent-
wicklung der Hilfen zur Erzie-

hung stehen die Kommunen
in den Flächenländern völ-

lig allein und müssen
ohne Landes- oder Bun-
deshilfe ihre Ausgaben
stemmen – häufig mög-
lich nur durch drasti-
sche Kürzungen bei al-
len finanzpolitisch so

definierten freiwilligen
Leistungen.

Für diese Kommunen, die die
Hoffnung auf Hilfen durch den

Bund oder die Länder oder gar durch
eine Neuordnung der Finanzbeziehungen

schon längst aufgegeben haben, sind die Ham-
burger Vorstellungen, die Mittel aus den Hilfen zur Erzie-
hung in infrastrukturelle Leistungen umsteuern zu können,
ein letzter Hoffnungsschimmer.

Deshalb brauchen wir einen politischen Reformdiskurs, der
endlich die gravierenden finanzpolitischen Handlungsbedarfe
aufgreift, die unseren Sozialstaat und nicht nur die Kinder- und
Jugendhilfe bedrohen. Wir brauchen wieder finanz-und sozial-
politisch handlungsfähige Kommunen, die auch die Verant-
wortung übernehmen und dafür gerade stehen müssen was sie
tun oder unterlassen. Wir brauchen aber auch – das zeigt die
Hamburger Entwicklung – den Paradigmenwechsel von einer
Misstrauenskultur zu einer Vertrauenskultur, denn nur die er-
möglicht die reflektierte und selbstbewusste Weiterentwick-
lung in der Kinder- und Jugendhilfe, zu der auch der Umgang
und das Lernen aus Fehlern gehören.

Fehler aber werden auch in einem optimal aufgestellten Sys-
tem nicht völlig vermieden werden können. Allein der Blick
auf die jährlich in die Zehntausende gehenden vermeidbaren
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Immer wenn Fehler passieren,
wird der Versuch unternommen, Lücken

im System zu schließen.
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Todesfälle in Deutschlands Krankenhäusern als Folge von
mangelnden Hygienestandards, Fehldiagnosen und Behand-
lungsfehlern zeigt, dass das Versprechen, es würde kein
Kind in Betreuung eines Jugendamtes mehr zu Tode kom-
men, nicht einlösbar ist und in eine politische und fachliche
Sackgasse führt.

Hier könnte die Enquetekommission in Ham-
burg ein Zeichen setzen und damit über
Hamburg hinaus auch auf die bundes-
weiten Diskurse zur Weiterentwick-
lung der Kinder- und Jugendhilfe
Einfluss nehmen.

Wir brauchen Fachkräfte in der
Kinder- und Jugendhilfe, die
kompetent und verantwor-
tungsvoll Entscheidungen in
hoch komplexen Beziehungs-
zusammenhängen treffen
müssen, die häufig nicht ein-
deutig sind. Würden unsere
Fachkräfte in Deutschlands So-
zialen Diensten stets jedes po-
tentielle Risiko für ein Kind in
seiner Herkunftsfamilie aus-
schließen wollen, wäre eine drama-
tische Zunahme von Inobhutnahmen
und Heimunterbringungen die Folge
und würde für viele dieser Kinder pädago-
gisch unverantwortbar sein. Auch die beste
sozialpädagogische Diagnostik vermag es nicht, in
die Köpfe und Seelen überforderter Eltern hineinzuschau-
en und deren Verhalten in Belastungssituationen zu pro-
gnostizieren. An dieser Stelle läuft einiges schief an der Art
und Weise, wie wir nicht nur in Hamburg über Kinder-
schutz unter öffentlichem Druck diskutieren.

Wir brauchen endlich einen mutigen Schulterschluss zwi-
schen Fachebene und Politik, diesen Diskurs offensiv zu
führen auch und gerade wenn die mediale Aufmerksamkeit
fordert, möglichst schnell politisch und fachlich Schuldige
zu finden. Für Profilierungsrituale zwischen Regierung
und Opposition darf dieses Feld der Jugendhilfe nicht
herhalten.

Deshalb hat die Enquetekommission in Hamburg eine wich-
tige Schlüsselfunktion über Hamburg hinaus: Es geht da-
rum, Voraussetzungen eines Kinderschutzsystems zu be-
nennen, das sich im Spannungsverhältnis zwischen Sicher-
heit und Förderung gefährdeter Kinder bewähren muss und
sozialpädagogisch verantwortliches Handeln von Fachkräf-

ten mit Handlungsfreiheit ermöglicht. Eine freie Gesell-
schaft braucht für den Schutz ihrer Kinder ein ausgewoge-
nes Verhältnis zwischen Freiheit und Sicherheit.

6. Entscheiden Sie weise, Frau Schwesig !

Es gibt Reformen, die lassen sich nicht übers Knie brechen.
Das haben Sie engagiert und erfolgreich als Ministerin auf
Länderebene beim Kinderschutzgesetz erfahren und poli-
tisch genutzt. Ohne Sie hätte es wichtige Korrekturen und
die finanzielle Ausstattung des Programms Frühe Hilfen

nicht gegeben. Ihr Engagement beim Runden
Tisch Sexueller Missbrauch hat zu fachlich

beachtlichen Verabredungen geführt, die
in den Ländern und Kommunen bisher

längst noch nicht umgesetzt worden
sind. Dass Reformen breite Beteili-

gung und einen zeitlich ausrei-
chenden Vorlauf brauchen, gilt
auch und gerade für die Reform
des Kinder- und Jugendhilfe-
rechts.

Das Beste, was jetzt für die
Weiterentwicklung der Kin-
der- und Jugendhilfe gesche-
hen kann, ist die Einleitung ei-
nes Prozesses durch Sie, in dem

der Diskurs über eine Weiterent-
wicklung der Kinder- und Ju-

gendhilfe mit dem Thema Kinder-
und Jugendarmut und der Zukunft

des Sozialstaats verbunden wird. Sie
können darauf hinwirken, dass das The-

ma Kinderarmut und die Reform der Kin-
der- und Jugendhilfe im Programm der SPD

für die Bundestagswahl einen zentralen Stellenwert
einnimmt und damit auch auf die Programme anderer Partei-
en einwirken.

Stellen Sie sich an die Spitze der Bewegung eines nachhaltig
angelegten Beteiligungsprozesses und entscheiden Sie wei-
se für die Zukunft unserer Kinder!
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Dr. Wolfgang Hammer

leitete bis Anfang 2013 die Abtei-
lung Kinder- und Jugendhilfe im
Amt für Familie der Behörde für
Arbeit, Soziales, Familie und Inte-
gration (BASFI) in Hamburg.

Wir brauchen einen politischen Reformdiskurs,
der die gravierenden finanzpolitischen

Handlungsbedarfe aufgreift.
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Was lange währt, wird endlich gut?
Zur Enquetekommission der Hamburger Kinder- und Jugendhilfe

von Karen Polzin

Lange wurde um sie gerungen, nun ist es soweit: Seit Ende
2016 untersucht eine Enquetekommission die Hamburger Kin-
der- und Jugendhilfe. Grundlegendes Ziel ist, den Schutz sowie
die Rechte von Kindern und Jugendlichen weiter zu stärken.
Das klingt erst einmal vielversprechend und zeitgemäß. Doch
was dann im Titel weiter folgt, ist in seiner Engführung ernüch-
ternd: „Überprüfung, Weiterentwicklung, Umsetzung und Ein-
haltung gesetzlicher Grundlagen, fachlicher Standards und
Regeln in der Kinder- und Jugendhilfe – Ver-
besserung der Interaktion der verschie-
denen Systeme und Akteurinnen
und Akteure.“ Dies geschieht,
wie im Einsetzungsantrag
einleitend weiter darge-
stellt wird, vor dem Hin-
tergrund mehrerer To-
desfälle von Kindern
und in ausdrücklicher
„Würdigung der Be-
schlüsse beziehungswei-
se Empfehlungen des Son-
derausschusses „Chantal“
und des Parlamentarischen
Untersuchungsausschusses
(PUA) „Yagmur“.“ (1)

Schon der fast 500 Seiten starke Abschlussbericht des
PUA „Yagmur“ war umstritten, wie die Minderheitenberichte
von CDU, Grünen und FDP verdeutlichen. Die Fraktionen
betonten politische Verantwortlichkeiten, da Überlastungsan-
zeigen von ASD-Mitarbeitenden bekannt waren. Auch DIE
LINKE verfasste einen Minderheitenbericht und verwies auf
Armut und nicht mehr funktionierende soziale Strukturen als
größte Risikofaktoren für Kinder. Sie plädierte bereits 2014
für die Einsetzung einer Enquetekommission als „ein sachli-
ches, nachdenkliches Forum, um sich der Frage zu stellen,
wie eine moderne Jugendhilfe in einer Großstadt aufgestellt
sein muss“. (2)

Zur Erinnerung: Eine Enquetekommission wird vom Deut-
schen Bundestag oder von einem Landesparlament, in diesem
Fall der Hamburgischen Bürgerschaft, eingesetzt. Es handelt
sich um eine Arbeitsgruppe, in welcher Vertreter_innen der

Bürgerschaft und Sachverständige sich über einen längeren
Zeitraum mit den Fragen des Untersuchungsauftrags ausein-
andersetzen und Lösungsvorschläge erarbeiten. Die Vertre-
ter_innen der politischen Fraktionen werden entsprechend
der Mehrheitsverhältnisse in der Bürgerschaft benannt,
ebenso die Expert_innen.

Die jetzige Enquete-Kommission setzt sich aus insgesamt
neun Politiker_innen und neun Sachverstän-

digen mit gleichem Stimmrecht zusam-
men. Den Vorsitz hat Christian

Schrapper von der Universität
Koblenz. Er wurde ebenso

wie Thomas Möbius (Ev.
Hochschule für Soziale
Arbeit & Diakonie Ham-
burg), Henriette Kat-
zenstein (Deutsches In-
stitut für Jugendhilfe und
Familienrecht e.V.) und

Ulrike Urban-Stahl (Freie
Universität Berlin) von der

SPD benannt. Die FDP ent-
sandte den „Vater des SGB VIII“

Reinhard Wiesner, die CDU Ludwig
Salgo (Goethe-Universität Frankfurt a.M.).

Die GRÜNEN schlugen Heinz Kindler (Deutsches
Jugendinstitut) vor, DIE LINKE Fabian Kessl (Universität
Duisburg-Essen). Für die AFD ließ sich kein_e Expert_in fin-
den. Die Zusammensetzung spiegelt eine fachliche Bandbreite
und ausgewiesene Expertise wieder und lässt auf einen weiten
Blick auf die Hamburger Realitäten hoffen.

Die Hamburgische Bürgerschaft erhält schlussendlich von
der Enquete-Kommission einen gemeinsam abgestimmten
Abschlussbericht mit Antworten auf die Untersuchungsauf-
träge sowie Empfehlungen, Vorschläge und Materialien. Die-
ser soll zum 31. Oktober 2018 vorliegen.

Zivilgesellschaftliche Initiative: aus Sicht
von Wissenschaft und Praxis

Parallel zum politischen Hinwirken auf eine Enquete-Kom-
mission erarbeitete ein zivilgesellschaftliches Bündnis aus
Verbänden und Fachmenschen unterschiedlicher Bereiche
Sozialer Arbeit Untersuchungsaufträge. Insgesamt 38 Unter-
suchungsfragen spiegeln aus Sicht der fachlichen Praxis für
notwendig erachtete Inhalte wider. (3)
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Eine Enquetekommission ist eine
Arbeitsgruppe, in welcher Vertreter_innen
der Bürgerschaft und Sachverständige ...
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Das zivilgesellschaftliche Bündnis verweist auf veränderte
Rahmenbedingungen, die in der praktischen Arbeit wirk-
mächtig sein sollten. Dazu gehören die UN-Behinderten-
rechtskonvention (UN-BRK) und die UN-Kinderrechts-
konvention (UN-KRK), die – obwohl seit Jahren rechtlich
bindend – vielfach nicht entsprechend umgesetzt werden.
Dies betrifft unter anderem die Vorsorge- und Schutzrech-
te sowie die Beteiligungsrechte, die seit 2010 in Deutsch-
land für jeden Menschen, der das achtzehnte Lebensjahr
noch nicht vollendet hat, gelten. Die UN-BRK und
UN-KRK in allen Einrichtungen der Kinder- und Jugend-
hilfe zu verankern, war eines der angestrebten Ziele für die
Enquete-Kommission, auch mit Blick auf eine geplante
Reform des SGB VIII.

Dies stellt eine komplexe Herausforderung für fachliche Hal-
tung und fachliches Handeln und deren Planung auf Behör-
denebene dar. Konsequent weitergedacht – über den Status
individueller, formaler Rechte hinaus – bedeutet dies, sich mit
der realen Lebenssituation junger Menschen zu befassen, sich
zu fragen, über welchen Status, welche Ressourcen und Aner-
kennung sie tatsächlich verfügen, um ihre Rechte wahrzuneh-
men (4) Anders formuliert: Welcher junge Mensch hat wo tat-
sachlich die Möglichkeit gehört zu werden, und zu entschei-
den? Was wird als Beteiligungshandeln anerkannt und nicht
als „unreif“ oder „abweichend“ kategorisiert? Entsprechen
(institutionell) angebotene sogenannte „angemessene“ und
„aktivierende“ Beteiligungsformen vorhandener Lebenswelt
und Lebenslage, der Alltagskultur und den Zugangsmöglich-
keiten von Kindern und Jugendlichen mit all ihren
verschiedenen Voraussetzungen?

Ein Aspekt, der auch im 15. Kinder- und Jugendbericht wi-
derhallt: „Denn Jugendliche können zwar mit Beteiligungs-
rechten ausgestattet werden“, wird konstatiert, „doch
wenn sie keine politische Kultur demokrati-
scher Milieus finden, die unmittelbar
in ihrem sozialen Umfeld veran-
kert ist, bleibt es dabei, dass
nur diejenigen Jugendlichen
und jungen Erwachsenen
eine biografische Pas-
sung zu den Beteili-
gungsrechten finden,
die diese unmittelbar
mit ihren Interessen aus
ihrem persönlichen Le-
ben verbinden können.
Hier findet sich dann die
“klassische soziale Schere der
Beteiligung“. (5) Es werden le-
diglich diejenigen Jugendlichen

erreicht, die sozial etablierte Beteiligungsformen für sich
nutzen können.“

Ausgehend davon, dass Partizipation und Demokratie eng
verknüpft sind („Geschwister der zivilgesellschaftlichen Kul-
tur“) wird weiter darauf verwiesen, dass nur selten notwendi-
ge Strategien des Machtausgleichs und eine politische Kultur
kommunikativer Konfliktaushandlung thematisiert werden,
wenn über Partizipation von jungen Menschen in institutio-
nellen Settings, wie Schule und Sozialen Diensten diskutiert
wird. In der Offenen Kinder- und Jugendarbeit (OKJA) findet
sich beispielsweise aufgrund der typischen Strukturcharakter-
istiken großes Potential für Demokratiebildung, wie Benedikt
Sturzenhecker nicht zuletzt auf dem bundesweiten Fachkon-
gress für Kinder- und Jugendarbeit 2016 betonte. (6)

Angestrebt: Breitgefächerte
Untersuchungsaufträge

Ein Umstand, auf den schon oft als wesentlicher Faktor für
die Inanspruchnahme sozialer Leistungen sowie für ein be-
einträchtigtes Aufwachsen betroffener Kinder hingewiesen
werden musste, ist sich verfestigende Armut (vgl. dazu Peter
Marquardt in diesem Heft). Wie leistungsfähig die soziale In-
frastruktur insbesondere in belasteten Stadtteilen ist, sollte
untersucht, sowie Empfehlungen zur Stärkung der Daseins-
vorsorge für Kinder, Jugendliche und Familien anhand von
fünf Fragen erarbeitet werden. Nicht nur auf individuelle
Auffälligkeiten zu reagieren, sondern strukturelle Anforde-
rungen aktiv zu gestalten, stufte die Initiative als wesentlich
ein. Dies betrifft auch gelingendes Ankommen von geflüchte-
ten Menschen. Die Initiative entwickelte vier Fragen zu den
Aspekten kultureller Vielfalt, Integration und Partizipation
von geflüchteten Menschen.

Der Ausbau von Ganztagsschulen und Kindertagesbetreuung
ging einher mit veränderten Rechtsansprüchen von Kindern
und ihren Eltern. Schulsozialarbeit und Ganztagesbetreuung
gewannen an Bedeutung, während andere Felder wie die

OKJA und die Förderung der Erziehung in der
Familie sich umzuorientieren hatten.

Auch hier sollte die Enquetekom-
mission überprüfen, wie die

UN-KRK vor dem Anspruch
auf eine kinder- und ju-

gendgerechte Umwelt
umgesetzt werden kann
(vgl. dazu Wolfgang
Hammer in diesem
Heft). Positive Effekte
und mögliche Lücken

im derzeitigen System
sollten aufgezeigt und

Verbesserungsvorschläge
erarbeitet werden.
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... sich mit einem Untersuchungsauftrag
auseinandersetzen und Lösungsvorschläge

erarbeiten.
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Als weiteren Punkt verwies die Initiative auf ein verändertes
rechtliches Dreiecksverhältnis aufgrund umgestalteter Rah-
menbedingungen. Hier sind auch Folgen der Ökonomisie-
rung der Sozialen Arbeit zu verorten, die das Bündnis mit fol-
gender Positionierung ebenfalls unter die Lupe nehmen las-
sen wollte: „Öffentliche und Freie Träger Sozialer Arbeit sind
gehalten, betriebswirtschaftliches Denken und eine entspre-
chende Rationalität in ihre Arbeit einzubauen. Dies kann in
der Pädagogik Ergebnisse zeitigen, die zwar kurzfristig
betriebswirtschaftlich erfolgreich erscheinen, aber
in nachgelagerten Sozialsystemen umso größe-
re Kosten verursachen und damit den selbst
(immanent) angestrebten Zielsetzungen
widersprechen. Kriterien wie Effizienz
oder die Einführung sanktionierender
Elemente, um die Effizienz abzuprü-
fen und den Erfolg zu messen, erwei-
sen sich insofern als fehlgeleitete
und nicht adäquate Instrumente.“
(Zivilgesellschaftlicher Aufruf, S.
3). Die Enquete sollte Maßnahmen
erarbeiten, die einerseits die Rechte
der Leistungsberechtigten stärken
und andererseits die Autonomie der
Träger bei der Hilfeplanung trans-
parent und effektiv ausfüllen. Des
Weiteren sollte die Enquete Vor-
schläge erarbeiten, wie die Hilfen zur
Erziehung, und das Pflegekinderwesen
weiterentwickelt werden sollten. Zur
Gestaltung der Arbeitsprozesse im ASD
entwarf die zivilgesellschaftliche Initiative
vier Fragen.

Was bleibt? Umgang mit eng gesteckten
Untersuchungsaufträgen

Bei allem Wissen um Aushandlungsprozesse ist doch bemer-
kenswert, wie weit der von der Bürgerschaft schließlich ver-
abschiedete Untersuchungsauftrag von den eben umrissenen
Inhalten abweicht: Das Anliegen, die Kinder- und Jugendhil-
fe in Hamburg in ihrer Gesamtheit mit komplexen Ursachen
und Rahmenbedingungen in den Blick zu nehmen, fand nahe-
zu keinen Eingang. Insgesamt 20 Fragen umfasst der jetzige
Untersuchungsauftrag mit eingangs benanntem richtungs-
weisenden Titel. Auch wenn Kinderrechte in der Überschrift
auftauchen, so ist doch anhand verschiedener Fragen erkenn-
bar, dass auf Kinderschutz und Interaktion zwischen ver-
schiedenen beteiligten Akteur_innen und Systemen fokus-
siert wird. So heißt es in der 6. Frage: „Wie können welche
Aus- und Fortbildungen – insbesondere bezüglich Curricula

und praktischen Erfahrungen – für die Anwendung zum Kin-
derschutz noch gestärkt und entwickelt werden? Welche ver-

änderten Anforderungen an die Fachlichkeit gibt es?“
Vorhandene Kommunikations- und Kooperations-

barrieren sollen abgebaut und Verbesserungen
zum Beispiel bei der Elternarbeit im Erzie-

hungswesen erarbeitet werden (Frage 9).
Es wird nach benötigten Voraussetzun-

gen gefragt, damit eine gute Verzah-
nung an den Schnittstellen der Syste-
me – genannt werden Kita, GBS,
HzE, OKJA, SHA – gegeben ist
(Frage 3). An anderer Stelle taucht
die OKJA ebenso wie andere Ar-
beitsfelder nicht mehr explizit auf.
Der Bereich Pflegekinderhilfe wie-
derum ist in fünf Fragen dominie-
rend.

Insgesamt lässt sich ein Fokus auf
administrative und organisatorische

Prozesse und Regeln ablesen. Es wird
von „Defiziten bei der Einhaltung der

zahl- und umfangreichen Standards und
Vorschriften“ ausgegangen (Einsetzungs-

antrag, Einleitung). Dies wird am Tod eines
Kindes sowie weiterer Fallbearbeitungen fest-

gemacht. Gefragt wird auch danach, wie eine „Feh-
lerkultur“ etabliert werden kann, die einem kontinuierli-

chen Verbesserungsprozess dient. Inwieweit die fachlich um-
strittene Jugendhilfeinspektion hierzu und ebenso der Einhal-
tung von Standards und Regeln dienlich sein kann, soll
untersucht werden (Frage 8). (7)

Die Enquetekommission tagte erstmalig am 20. Dezember
2016 und verständigte sich in der gut dreistündigen Sitzung
über den Arbeitsauftrag. (8) Bis Herbst 2017 soll zunächst auf
analytischer Ebene gearbeitet und eine umfassende Bestands-
aufnahme getätigt werden. Dazu wollen sich die Kommis-
sionsmitglieder unter anderem in die Hamburger Regelwerke
einarbeiten. Ein Arbeitsstab wird die benötigten Materialien,
wie die veröffentlichten Berichte der Sonderausschüsse, des
PUAs und der Jugendhilfeinspektion aufbereiten. Der Vorsit-
zende Christian Schrapper merkte an, dass es umfangreiche
Regelwerke zu den Themenkomplexen gäbe, folglich sei ein
wesentlicher Untersuchungsgegenstand, „zu erarbeiten, was
dazu führe, Regeln einhalten zu können“ (Protokoll, S. 9).
Zugleich lässt sich ein Interesse ablesen, vertiefend und über-
greifend zu arbeiten und damit einen grundsätzlichen und
breiten Zugang zu den Fragen zu wählen (S. 7.). In der nächs-
ten Sitzung Ende Februar soll der Arbeitsauftrag weiterent-
wickelt werden. Dabei sollen auch (fach)politische Motivat-
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Empfehlungen zur Stärkung der
Daseinsvorsorge für Kinder, Jugendliche

und Familien waren angestrebt.

Das Anliegen, komplexe Ursachen
und Rahmenbedingungen einzubeziehen,

fand nahezu keinen Eingang.
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ionen zum Tragen kommen, denn es soll „berücksichtigt
werden, welche Hintergründe dazu geführt hätten, die Fragen
in der vorliegenden Art und Weise und mit welchem
Interessenshintergrund zu stellen“ (S. 9).

Was wird? Selbstbewusste Fachlichkeit im
Begleitkreis Enquetekommission

In der zivilgesellschaftlichen Initiative entwi-
ckelte sich die Idee, die Enquetekommission
fachkritisch und aus Sicht der Arbeitsfelder
zu begleiten. Dies soll unabhängig von
der derzeitigen Auftragslage zwischen
Politik und Parteien geschehen. Dieser
Begleitkreis will sowohl Arbeitser-
gebnisse der Enquete in einen fach-
öffentlichen Diskurs einbringen, als
auch Themen aufgreifen, die nicht
berücksichtigt werden. Die nun ge-
startete Untersuchung ist sowohl in
relevante bundesweite als auch
stadtinterne Vorgaben und Entwic-
klungen eingebettet. Dazu zählen
neben bereits genannten auch das
novellierte Hamburger Ausfüh-
rungsgesetz zum SGB VIII und der
sozialräumliche Ansatz.

Während der Treffen des Begleitkreises
wurde zudem die lange Tradition einer
Versäulung der Hamburger Kinder- und Ju-
gendhilfe kritisch angemerkt und sich über ar-

beitsfeldübergreifende Querschnittslinien, wie die der
Stärkung der Adressat_innen, verständigt. Auch ein zu ent-
wickelndes Verständnis von Kinderschutz und Kinder-
rechten sowie der praktischen Umsetzung wurden als ge-
meinsame Themen identifiziert. Armutsentwicklung stuf-
ten die Beteiligten als fachlich höchst relevanten weiteren
Themenblock ein. Als wichtiges Thema auf der strukturel-
len Ebene wurde das Verhältnis von Öffentlichen und Frei-

en Trägern hervorgehoben. Im Untersuchungsauftrag
wird die Formulierung „Auftragnehmerinnen

und Auftragnehmer“ (Frage 1) verwendet.
Diese Entwicklung erscheint äußerst be-

denklich, zumal im zurzeit noch gültigen
SGB VIII das Verhältnis klar geregelt

ist. Auf der operationalen, fachlichen
Ebene wurde die notwendige Ent-
wicklung eines gemeinsamen Fall-
verstehens betont. Auch auf dieser
Ebene ist ein partnerschaftliches
Wirken von Jugendamt und Frei-
en Trägern relevant, zudem soll-
ten hier Adressat_innen als Sub-
jekte mitgestalten.

Die Enquetekommission wird fast
zwei Jahre lang die Kinder- und Ju-

gendhilfe in Hamburg unter die Lupe
nehmen. Nehmen wir ihre Ergebnisse

und die Jugendhilfelandschaft doch
auch in Augenschein und geben mit

selbstbewusster Fachlichkeit Impulse und
Anregungen.
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Das Kind im Mittelpunkt!
Positionierungen und Handlungsoptionen aus der Praxis

des Rauhen Hauses: gemeinsames Fallverstehen,
Kinderrechte, Kinderschutz und Sozialraumorientierung

von Peter Marquardt*

Vorbemerkungen

Die Stärkung der Rechte von Kindern und Jugendlichen ist
seit einiger Zeit Gegenstand politischer Initiativen in Ham-
burg und auf Bundesebene, die sowohl auf eine Reform der
rechtlichen Grundlagen abzielen als auch die Praxis der Kin-
der- und Jugendhilfe verändern sollen. Das Rauhe Haus als
Trägereinrichtung hat mit seiner konzeptionellen Entwick-
lung und deren praktischer Ausgestaltung immer wieder Im-
pulse vermittelt sowie aktuelle Herausforderungen alltags-
praktisch aufgegriffen. Es möchte seine Erfahrungen auch
gerne in die aktuelle politische und fachliche Debatte zur
Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendhilfe einbringen.

Erfahrungen – nicht nur aus Hamburg – zeigen, dass fachli-
che und politische Diskussionen, die durch eine gescheiterte
Hilfemaßnahme ausgelöst werden, zumeist ein Ritual der Su-

che nach Verantwortlichen und Schuldigen in Gang setzen,
das nur z.T. zu einer hilfreichen Aufarbeitung und besseren
Fehlerkultur führt. Eine politische und mediale Aufarbeitung
gescheiterter Fälle führt zwar gelegentlich zum Ausbau von
Ressourcen, aber eine von politischen Interessen überlagerte
öffentliche Auseinandersetzung bleibt zumeist kontraproduk-
tiv und widersprüchlich im Hinblick auf eine Optimierung
von Strukturen, Verfahren und pädagogischen Konzepten.

Geboten ist eine gesellschafts- und fachpolitische Debatte und
das Ringen um tragfähige Praxiskonzepte angesichts begrenz-
ter Ressourcen und prekärer Lebenslagen der betroffenen

Menschen. Immer wieder reflexhaft vorgetragene Forderun-
gen nach einem einheitlich verregelten Fallmanagement, nach
diversen Strukturen und Instrumenten für eine Verdichtung
von Kontrollen und der Durchsetzung von (eher medizinisch
verorteten) Diagnostikverfahren in Verbindung mit einer aus-
geweiteten Steuerungsverantwortung in der öffentlichen Ver-
waltung werden nicht dazu führen, ihr angebliches Ziel zu ver-
wirklichen – die Gewährung der geeigneten und notwendigen
Hilfe zum richtigen Zeitpunkt und mit dem gebotenen Auf-
wand (Kosten) zu verbessern und damit zur Förderung von
Kindern, Jugendlichen und deren Familien sowie zur Siche-
rung des Kindeswohls effektiv beizutragen. Stattdessen gilt es,
auf der Realisierung einer wirklich partnerschaftlichen Zusam-
menarbeit von Familien sowie öffentlichem und freien Trägern
zu beharren und dafür Konzepte und Erfahrungen der Lebens-
welt- und Ressourcenorientierung im Kontext einer darin be-
gründeten Arbeitsweise der Sozialraumorientierung für die je
örtliche Praxis weiter handhabbar zu machen.

Außerdem führen skandalisierende öffentliche Debatten
leicht zu negativen personalwirtschaftlichen Nebenwirkun-
gen (Imageschädigungen eines Fachdienstes und seines Be-
rufsstandes: polemischer Rufschädigung freier Träger oder
auch massive Probleme mit der Besetzung von Fachkraftstel-
len im Sozialen Dienst des öffentlichen Trägers) und zu einer
problematischen Kultur der Absicherung und Schuldzuwei-
sung seitens zuständiger Instanzen und Fachkräfte. Umso be-
grüßenswerter ist eine von Fach- und Wirksamkeitsüberle-
gungen getragene Diskussion über Möglichkeiten der Weiter-
entwicklung der Kinder- und Jugendhilfe und ihrer
rechtlichen Rahmenbedingungen einschließlich der Rechte
von Kindern und Jugendlichen.

1. Politische Initiativen

Auf Bundesebene wird die im Koalitionsvertrag verabredete
Reform des Kinder- und Jugendhilferechts (SGB VIII) bear-
beitet, die als Kernpunkt neben der Zusammenführung der
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Kinder- und Jugendhilfe mit der Eingliederungshilfe für Min-
derjährige mit Behinderungen (Inklusion) einen Rechtsan-
spruch der Kinder und Jugendlichen auf Hilfen, Entwicklung
und Erziehung beinhalten soll. Nach einer Phase mit diversen
internen Arbeitsgruppen und der Ablehnung einer Arbeitsfas-
sung vom August 2016 durch die Fachöffentlichkeit hat das
Bundesministerium ein Dialogforum und die Vorlage eines
Referentenentwurfs für 2017 angekündigt. Die Schwerpunk-
te und die Reichweite bestimmter Regelungen – zur Inklusi-
on, zur Rechtsstellung von Kindern und Jugendlichen sowie
ihren Beschwerdemöglichkeiten, zur Ausgestaltung wie
Steuerung der Hilfen zur Erziehung einschließlich der
Hilfeplanung, zum Pflegekinderwesen und zur Heimaufsicht
– sind noch nicht genau absehbar.

In Hamburg wird eine Enquetekommission der Hamburgi-
schen Bürgerschaft bis zum Oktober 2018 Empfehlungen zur
Weiterentwicklung der Jugendhilfe, insbesondere zur Stär-
kung der Kinderrechte und des Kinderschutzes, erarbeiten.
Die Arbeit der Enquetekommission soll zugleich auch die bis-
herige öffentliche und politische Umgangsweise mit tragisch
verlaufenen Kinderschutzfällen in Sonderausschüssen und
Parlamentarischen Untersuchungsausschüssen ablösen und
zur Entwicklung einer positiven Fehlerkultur beitragen.

Damit öffnet sich in den nächsten zwei Jahren ein Zeitfenster,
die bestehende Praxis der Kinder- und Jugendhilfe in Ham-
burg weiterzuentwickeln, um die Berücksichtigung der Kin-

derrechte auf Förderung, Schutz und Beteiligung zu einer
zentralen Leitlinie zu machen.

Die SGB VIII-Reform und Empfehlungen der Enquetekom-
mission sollen dem Ziel verpflichtet sein, dass das „Kind im
Mittelpunkt“ steht. Dabei bleiben Kinder immer Kind ihrer
Eltern. Und ihre Entwicklung ist ein ganzheitlicher Prozess,
der ein stabiles und dennoch immer auch fragiles Arbeits-
bündnis voraussetzt, zu dem sowohl die Beziehung Eltern –
Kind als auch „Familienhilfe“ – Familie gehört. Die politi-
sche Aufarbeitung problematischer Entwicklungen muss sich
von der Fokussierung auf Einzelfälle lösen und das Gesamt-
system der Kinder- und Jugendhilfe und der Familienge-
richtsbarkeit sowie die Rechtsstellung der Kinder betrachten.
Dabei ist insbesondere auf die Leistungsfähigkeit einer Kin-
der und Jugendliche fördernden Infrastruktur zu achten, die
als sog. freiwillige Leistungen stets besonders von Einsparun-
gen bedroht sind, während die Ausgaben für Einzelhilfen seit
mehr als einem Jahrzehnt in Deutschland und auch in Ham-
burg ständig angestiegen sind. Hier ist nach der erforderli-
chen sozialstaatlichen Infrastruktur zum Ausgleich
materieller Armutslagen zu fragen (Kinderbetreuung, Fami-
lienzentren, Beratungsangebote, Treffpunkte).

2. Armut als prägende Rahmenbedingung –
benötigt werden individuelle ebenso wie
infrastrukturelle Unterstützungen!

Der Zusammenhang zwischen Hilfebedarf und verfestigter
Armutsentwicklung von Familien ist vielfach zu beobachten
und spiegelt sich in der Jugendhilfestatistik und der Armuts-
forschung wider. Nach Angaben des Deutschen Kinderhilfs-
werk (DKHW) waren 2015 ca. 2.8 Mio. Kinder von Armut
betroffen. Für fast die Hälfte aller Kinder ist Armut ein anhal-
tender Dauerzustand. Arme Kinder leiden häufiger unter der
Überforderung ihrer Eltern. Sie erhalten öfter Hilfen zur Er-
ziehung, werden häufiger in Obhut genommen und leben
häufiger außerhalb ihrer Herkunftsfamilie in Pflegefamilien
oder in Heimen.

Immer mehr Kinder alleinerziehender armer Eltern leben in
erschöpften Familien. Die Mütter haben kaum noch die Kraft,
ihr eigenes Leben zu steuern. Die Verantwortung für ihre
Kinder wird immer mehr als Last empfunden. Bei ambulan-
ten Erziehungshilfen erwarten diese Mütter vor allem Auf-
merksamkeit und Alltagsentlastung für sich selbst. Eine Bera-
tung mit dem Ziel, ihr Erziehungsverhalten zu verbessern,
überfordert oft die Leistungsfähigkeit der Mütter und trifft
auch nicht deren Interessenlage.
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Bei solchen Konstellationen kommt oft selbst bei einer zeitin-
tensiven Hilfe zur Erziehung nur wenig oder gar nichts beim
Kind an. Bei dem Versuch, den Kindern parallel zur Erzie-
hungshilfe für die Eltern unmittelbare Angebote der Förde-
rung zu machen, stoßen die Fachkräfte häufig auf Widerstand
– das gilt sowohl für die Teilnahme an Freizeiten als auch für
den Besuch einer Kita oder die regelmäßige Nutzung von
Angeboten der offenen Kinder- und Jugendarbeit.

Mit dem Konzept „Kinderzeit“ wird im Rauhen Haus ein Ar-
beitsansatz realisiert, bei ambulanten Erziehungshilfen nicht bei
Hilfen und Beziehungspflege zwischen Fachkraft und Mutter
stehen zu bleiben, sondern die Familienhilfe mit einer unmittel-
baren individuellen Unterstützung der Kinder und deren
Alltagsbewältigung zu ergänzen.

Armut als häufig anzutreffende Rahmenbedingung und oft
auch als ursächlicher Anlass für sozialpädagogische Interven-
tion stellt neben den Fachkräften ebenso Teile der Öffentlich-
keit immer wieder vor eine besondere Herausforderung. Es
geht um die respektvolle Wahrnehmung lebensweltlicher Be-
wältigungsstrategien, wie sie in ärmeren Milieus anzutreffen
sind und gleichzeitig um die (selbst-)kritische Auseinander-

setzung mit eigenen Normalitätsvorstellungen. Eine vor-
schnelle (moralische) Disqualifizierung anderer als der eige-
nen Lebensstile und Erziehungsrituale trägt andernfalls mehr
zu einer Vertiefung sozialer Segregation im Gemeinwesen
bei als zu deren Überwindung. Wichtiges Beurteilungskriteri-
um unterschiedlicher „Normalitäten“ sollte die Frage nach
der besten Entwicklungsförderung im Interesse der Kinder
und Jugendlichen sein.

3. Rechtliche Rahmenbedingungen zur
Stellung von Kindern und Jugendlichen

Die UN-Kinderrechtskonvention und der Art. 24 der
EU-Grundrechte-Charta nehmen in der Rechtsprechung und
dadurch bedingt auch in der Praxis der Jugendämter nur eine
nachrangige Rolle ein. Die Rechte von Kindern und Jugendli-
chen sind verfassungsrechtlich nicht ausreichend abgesichert

als Maßstab für die gesellschaftliche Praxis zu deren Förde-
rung und Schutz. – Ein Urteil des Bundesverfassungsgerichts
vom 19. November 2014 (BvR 1178/14) fordert, dass eine
zumutbare seelische und geistige Schädigung von Kindern
durch ihre Eltern von der staatlichen Gemeinschaft hinge-
nommen werden muss. Jugendämter und Familiengerichte
dürfen nur mit Zustimmung der Eltern im Interesse der
Rechte der Kinder handeln.

Bei der bestehenden Rechtslage steht die fallführende Fach-
kraft in einem Jugendamt immer dann in einem Dilemma,
wenn jenseits einer akuten Kindeswohlgefährdung aus fachli-
cher Sicht eine unmittelbare Hilfe und Unterstützung für ein
Kind geboten ist, die Eltern aber trotz Beratung nicht bereit
sind, diese Hilfe anzunehmen. Dann erhalten die Kinder, de-

ren Eltern eine Hilfe ablehnen, solange keinerlei Unterstüt-
zung und Förderung (in Form ambulanter Erziehungshilfen),
bis sich deren Lage als Kinderschutzfall so zugespitzt hat,
dass eine Intervention auch gegen den Willen der Eltern
möglich bzw. notwendig wird. (1)

Auch Kinder in auf Langfristigkeit angelegten Pflegeverhält-
nissen (oder familienanalogen Settings im Kontext von
Heimerziehung) sind nur unzureichend geschützt, wenn sie –
aufgrund eines entsprechenden Wunsches ihrer leiblichen El-
tern – vorschnell aus solchen Bindungen nach Jahren heraus-
gerissen und in ihre Herkunftsfamilie zurückgegeben werden
(wie eine „Leihgabe“, die die rechtmäßigen „Besitzer“ zu-
rückverlangen). Hierin liegt ein wesentlicher Grund dafür,
dass es nicht genug Pflegeeltern gibt.

4. Problemfelder und Optimierungsbedarfe
aus der Praxis

* Das Recht auf Bindungssicherheit scheitert oft an einer un-
sicheren Rechtslage und an nicht vorhandenen Hilfen. Die
Perspektivklärung für Kinder in belasteten Familien und bei
Inobhutnahmen dauert dadurch meist viel zu lange. Viele
Kinder müssen trotz sozialpädagogischer Familienhilfe viel
zu lange auf die für ihre eigene Entwicklung notwendige
emotionale Sicherheit und Förderung verzichten, weil es
nicht oder nicht ausreichend gelingt, die Eltern entsprechend
einzubeziehen. Aber auch für realistische Chancen einer
Rückführung in die Herkunftsfamilie wird zu wenig getan.
Ist ein Kind erst einmal nicht mehr in seiner Familie, dann bil-
det eine qualifizierte Unterstützung für eine Rückkehroption
eher die Ausnahme.
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Die politische Aufarbeitung problematischer
Entwicklungen muss sich von der Fokussierung

auf Einzelfälle lösen.
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* Die Verweildauer von Säuglingen und Kleinkindern in
Einrichtungen der Inobhutnahme und der Bereitschaftspflege
nimmt zu. Das bedeutet für die Kinder zunächst einen radika-
len Bindungsabbruch zur Mutter, dann eine neue Bindung zu
einer zweiten Bezugsperson als Zwischenlösung und danach
eine weitere Bindung zu einer dritten Bezugsperson in einer
Pflegefamilie, einer Kindergruppe oder Rückkehr in die Her-
kunftsfamilie. Zu oft scheitert auch diese Bindung, dann aller-
dings fast immer mit dauerhaften seelischen Belastungen für
das Kind.

Zu spät erfolgt in vielen Fällen die Sicherung eines neuen Le-
bensortes für Kinder in Dauerpflegefamilien oder in fami-
lienanalogen Unterbringungsformen im Rahmen von Heim-
erziehung. So entstehen Jugendhilfekarrieren, in denen sich
bis zur Volljährigkeit bis zu 10 Lebensorte und mehr als 30
Bezugspersonen in der Betreuung eines jungen Menschen
abgewechselt haben.

Um „Parkphasen“ für betroffene Kinder möglichst kurz zu
halten und um deren Chance auf einen familienähnlichen Le-
bensort zu erhöhen, sollte die fachliche und materielle Unter-
stützung von Pflegefamilien durch Jugendämter und Fami-
liengerichte gestärkt und intensiviert werden.

* Eine auswärtige stationäre Unterbringung – und in Ham-
burg ist dieser Anteil hoch – bedeutet für betroffene Kinder
und Jugendliche immer eine Trennung von ihren Familien,
ihrem Lebensraum und ihren Freunden. Besuche in den Ein-
richtungen sind für Bezugspersonen aufwendig und Kontakte
verkümmern darum häufig. Für die Entwicklung der Kinder
und Jugendlichen ist auswärtige Unterbringung jedoch nur in
wenigen Ausnahmefällen und für eine sehr begrenzte Zeit
sinnvoll. – Hinzu kommt, dass die Kontrolle insbesondere
über auswärtige Einrichtungen durch Heimaufsicht und die
belegenden Jugendämter praktisch und rechtlich sehr einge-
schränkt wahrgenommen werden kann. Die Gefahr von
Machtmissbrauch ist dort groß.

* Den größten Druck in schwierigen „Kinderschutzfällen“
haben die fallführende Fachkraft im Jugendamt und die beim
Träger jeweils zuständigen Fachkräfte auszuhalten. Als Ein-

zige im System tragen sie das Risiko einer strafrechtlichen
Verfolgung. Auch wenn gelegentlich eingeleitete Ermitt-
lungsverfahren meist ohne gravierende Folgen beendet wer-
den, so ziehen sie sich doch lange hin, bedeuten eine erhebli-
che Belastung für die Betroffenen und führen möglicherweise
zu einer persönlichen Rufschädigung.

Hier ist hohe Sensibilität und verlässliche Begleitung in der
Personalführung der Anstellungsträger gefragt. – Die Ent-
wicklung grundsätzlicher Handlungsoptionen für eine gute
Kinderschutzarbeit soll individualisierte Schutzstrategien mit
dem Ergebnis überzogener formaler Absicherung vermeiden.
Unterstützt werden soll bei allen Beteiligten die Bereitschaft,
sowohl individuelle als auch strukturelle Fehlerquellen zu
identifizieren, zu benennen und aus ihnen zu lernen („positi-
ve Fehlerkultur“).

Konzeptentwicklung, bisherige Praxis und die Normierung einer
„Jugendhilfeinspektion“ (JI) mit dem geplanten neuen Hambur-
ger Ausführungsgesetz zum SGB VIII sind offensichtlich kein
Beitrag zu einer positiven Fehlerkultur, die auch die Entwick-
lung einer dem Kinderschutz förderlichen Praxis unterstützen
kann. Die schon praktizierte und nun per Landesgesetz vorgese-
hene Absicherung einer Doppelfunktion der JI für regelmäßige
und anlassbezogene Untersuchungen ist kontraproduktiv: Die
bei der Fachbehörde angesiedelte JI hat quasi staatsanwalt-
schaftliche Untersuchungsbefugnisse (im Einzelfall) und soll
gleichzeitig (generell) verborgene Gefährdungen im Vorfeld
aufdecken und Fachkräfte sensibilisieren. Diese neue gesetzli-
che Regelung kommt einer beauftragten Evaluation der bishe-
rigen Arbeit der JI zuvor und negiert Vorschläge aus der Fach-
diskussion: Eine bei der Behörde angesiedelte JI könnte regel-
haft Strukturen und Prozesse analysieren und damit Beiträge für
das Qualitätsmanagement liefern; für die Untersuchung proble-
matischer Einzelfälle wäre eine multiprofessionell zusammen-
gesetzte Kommission auswärtiger und unabhängiger ExpertIn-
nen zu bevorzugen. – Rechtsstaatlich zweifelhaft bleibt die Ver-
pflichtung freier Träger, die Aufgaben der JI dadurch umfassend
zu unterstützen, dass insbesondere (die eigenen) Dokumente,
Akten und Daten zugänglich zu machen sind.

Kinderschutz muss sich immer dem Leitziel von Förderung
und Schutz verpflichtet sehen. Eine auf den Schutzaspekt re-
duzierte Handlungsweise wie z.B. eine Inobhutnahme bietet
zwar sofortigen Schutz, gefährdet aber u.U. die weitere Ent-
wicklung eines Kindes, wenn kein emotional stützender, auf
Vertrauen aufbauender neuer Lebensort zur Verfügung steht.
Deshalb werden uneindeutige Fälle von möglicher Gefähr-
dung des Kindeswohls immer die Gefahr in sich bergen, dass
zu schnell oder zu spät gehandelt wird.
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Gelingende Kinder- und Jugendhilfe braucht Fach- und Füh-
rungskräfte in den Jugendämtern und bei den freien Trägern
mit der Bereitschaft, im Interesse der Kinder auch Risiken
einzugehen. Wer nur so arbeitet, dass keine Fehler passieren,
wird häufig hinter den Möglichkeiten einer offensiven Ju-
gendhilfe zurückbleiben. Differenzierte Formen einer Res-
sourcenerkundung und -förderung bei den NutzerInnen, re-
gelhafte und kritisch-reflexive Fallbesprechungen und eine
gute Kooperation im Dreieck KlientInnen – Jugendamt/ASD
– freier Träger/Fachkräfte sind Elemente einer Kultur der
Achtsamkeit; förderliche Strukturen und Instrumente sind
vorhanden.

Die Entwicklung individueller Hilfesettings (flexible Hilfen)
unter Nutzung vielfältiger Instrumente einer „Ressourcenorien-
tierung“ (vgl. Fußnote 6) sowie die reflexiven Arbeitsweisen ge-
mäß unserem MindSet (achtsames Organisieren) gehören im
Rauhen Haus zu den Grundlagen der sozialpädagogischen Fall-
arbeit und werden u.a. mit den Möglichkeiten von „Hilfen unter
einem Dach“ (HueD) und Kinder- und Familienzentren (KiFaZ)
verwirklicht.

5. Prävention und Sozialraumorientierung

Eine alltagsunterstützende Infrastruktur mit Angeboten für
Eltern, Kinder und Jugendliche ist auch angesichts der Folgen
von Armutsentwicklungen die zentrale Voraussetzung, um
Kinder- und Jugendhilfe weiterzuentwickeln und sozialer
Ausgrenzung entgegenzuwirken. Wirksame Hilfen zur Erzie-
hung sind auch davon abhängig, dass sie in der alltäglichen

Lebenswelt mit einer leistungsfähigen – und nicht mit einer
ausblutenden – Infrastruktur auf Augenhöhe kooperativ
verbunden werden.

„Die konstruktive Weiterentwicklung der Jugendhilfe wird
wesentlich davon abhängen, wie sehr die politische Ebene
bereit ist, Jugendhilfeleistungen schon im Vorfeld der erzie-
herischen Hilfen zu finanzieren… Darüber hinaus sind
Wege zu suchen, vorhandene fachliche und finanzielle Res-
sourcen besser zu nutzen, indem man in größerem Umfang
präventive und gemeinwesenorientierte Maßnahmen ein-
setzt und evaluiert statt in Bezug auf individuelle Problemla-
gen von Kindern stets mit Einzelhilfen zu reagieren.“ (10.
Kinder- und Jugendbericht der Bundesregierung 1998, Sei-
ten 267/269 ).

Diese Forderung des 10. Kinder- und Jugendberichts ist heute
nach fast zwei Jahrzehnten angesichts der fortgeschrittenen
und verfestigten Armutsentwicklung und sozialen Ausgren-
zung von Familien aktueller denn je: Hiermit wird eine zen-
trale Herausforderung für neue Prioritätensetzungen und eine
rechtliche Weiterentwicklung formuliert, um fachlich be-
gründete sozialräumliche Angebote juristisch und finanziell
abgesichert durchführen zu können.

Dafür müssen auf Bundesebene angemessene gesetzliche Rege-
lungen geschaffen werden zur rechtskonformen Finanzierung
sozialräumlich ausgerichteter flexibler Komplexangebote. Die
dafür erforderliche Zulässigkeit einer begründeten Trägeraus-
wahl (und damit Begrenzung der „Berufsausübungsfreiheit“)
muss und kann so gestaltet werden, dass das Wunsch- und Wahl-
recht potenzieller NutzerInnen individueller Hilfen ebenso ga-
rantiert wird wie die weitere Gewährung geeigneter und notwen-
diger individueller Hilfen und die partnerschaftliche Zusam-
menarbeit mit eigenständigen Trägern der freien Kinder- und Ju-
gendhilfe! – Ebenso sind auf der Ebene der Bundesländer – und
erst recht im Stadtstaat! – politische und haushaltsrechtliche Ent-
scheidungen wie Verfahren notwendig und möglich, die für sol-
che sozialräumlichen Angebote eine auskömmliche und hand-
habbare Finanzierung garantieren wie gleichzeitig angemessene
Prüfverfahren für den öffentlichen Zuwendungsgeber vereinbart
werden können. Die Chancen eines echten Kontraktmanage-
ments mit dezentraler Fach- und Ressourcenverantwortung so-
wie einer partizipativen, fachlich begründeten Erfolgskontrolle
sind offensichtlich längst nicht ausgeschöpft bzw. stoßen derzeit
auf enormen Widerstand derer, die eher administrativ oder
politisch steuern wollen.

Die Schaffung einer sozialräumlich ausgerichteten Jugendhil-
felandschaft bietet eine wesentliche Grundlage für die Stär-
kung ressourcenorientierter Arbeitsansätze.

24 FORUM für Kinder und Jugendarbeit 1/2017

� IM S I N N E D E S K I N D E S?

Selbst bei einer zeitintensiven Hilfe zur
Erziehung kommt oft nur wenig oder

gar nichts beim Kind an.
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Soziale Arbeit wird gerade nicht (nur) an individuellen Proble-
men festgemacht. Der Mensch wird in seiner materiellen und
sozialen Umwelt mit seinen je spezifischen regionalen, politi-
schen und individuellen Ressourcen und den darin eingebette-
ten Chancen und Risiken gesehen. Im Sinne der Überlegungen
von Thiersch werden Hilfsbedürftige nicht primär in ihren De-
fiziten gesehen, sondern in ihren Rechten, Ressourcen, Kom-
petenzen und in ihren Anstrengungen und Leistungen der Le-
bensbewältigung. Zur Professionalität gehört der Respekt vor
den alltagsweltlichen Bewältigungsstrategien der Menschen,
deren Unterstützung bei der Entwicklung ihres Willens und
von Wünschen, die sie für ihr gelingendes Leben aktiv verfol-
gen wollen.

Mit Verweis auf diese Grundlagen und Rahmenbedingungen
sollten wir einer allgemein verstandenen Ressourcenorientie-
rung – im Sinne der Verfügbarkeit von professionellen Diensten
und Einrichtungen im Sozialraum und deren Vernetzung – eine
konsequente personale Orientierung als Identifizierung und För-
derung individueller Ressourcen hinzufügen: Differenzierung
zwischen Wünschen und (handlungsmotivierendem) Willen,
(Wieder-)Entdeckung der Selbstwirksamkeit und Entwicklung
von Resilienz.

Förderlich ist eine partnerschaftliche Zusammenarbeit des öf-
fentlichen und der freien Träger, mit der das bestehende Hil-
fespektrum offensiv erweitert werden kann. Damit werden
die Steuerungsoptionen sowie die Handlungs- und Entschei-
dungsalternativen des Allgemeinen Sozialen Dienstes (ASD)
erhöht. Eine neue Qualität der Beratung, Förderung, Unter-
stützung und Hilfe soll erreicht werden und als sozialräumli-
ches Netzwerk für mehr Kinder, Jugendliche und Familien
real verfügbar gemacht werden. Dies erfordert die Verbin-
dung von Angeboten und Leistungen der Offenen Kinder-
und Jugendarbeit sowie Jugendsozialarbeit, der Familienför-
derung, der Kindertagesbetreuung und der Schulen sowie
weiterer Regeleinrichtungen mit der Leistungserbringung bei
individuellen erzieherischen Bedarfen.

Konzeptionelle Grundlegung und Praxis von Kinder- und Fami-
lienzentren (KiFaZ) oder der ressourcenorientierten Angebote
von „Kinderzeit“, die Mitwirkung in sozialräumlichen Arbeits-
strukturen wie z.B. im „Lenztreff“ (Eimsbüttel) und Fachteams
zur sozialräumlichen Kooperation verschiedener Träger und de-
ren Angebote wie z.B. in Wilhelmsburg, die Verknüpfung von
Frühförderung mit Hilfen für behinderte Kinder und individuel-
len Erziehungshilfen oder auch ein über den ganzen Tag konzi-
piertes „Lernband“ in der Zusammenarbeit von Jugendhilfe und
Schule bieten aus der Praxis des Rauhen Hauses begründete Er-
fahrungen für das Interesse und die Kompetenz eines breit auf-
gestellten freien Trägers zur Mitwirkung in einer sozialräumlich
aufgestellten Jugendhilfelandschaft.

Im Verständnis einer lebensweltorientierten Kinder- und Ju-
gendhilfe muss Ressourcenorientierung als Haltung und Ar-
beitsweise an den lokalen Strukturen und Angeboten anknüpfen
und diese für die Entfaltung individueller Ressourcen nutzbar
machen. Dafür bildet die Zusammenarbeit der Träger der öffent-
lichen und der freien Jugendhilfe in sozialräumlichen Fach-
teams, mit gemeinsamer Fortbildung und verlässlicher, koopera-
tiver Hilfeplanung die Grundlage (2): die Voraussetzung für die
Möglichkeit einer im Willen und den personalen Ressourcen –
sowohl der Professionellen als auch der Adressatinnen und
Adressaten – begründeten Gestaltung von sozialpädagogischen
Hilfen zur Realisierung eines gelingenden Alltags.

6. Praxisorientierte Forderungen

Die Stärkung von Kinderrechten auf gesetzlicher Ebene und
in der Praxis der Jugendhilfe kann in Hamburg gut dort an-
knüpfen, wo Jugendämter und freie Träger schon jetzt Ansät-
ze entwickelt und praktiziert haben, die dem Anspruch ge-
recht werden, das Kind in den Mittelpunkt zu stellen. Das ge-
nerelle Ziel besteht hier in einer Stärkung der partnerschaftli-
chen Zusammenarbeit zwischen Institutionen und Ebenen.

Als fachliche Ziele für eine wirksame Alltagspraxis sind ins-
besondere zu nennen:

� Die Ausgestaltung einer sozialräumlich ausgerichteten
Jugendhilfelandschaft – kooperativ und partnerschaftlich
organisiert sowie fachlich und finanziell angemessen aus-
gestattet und verlässlich abgesichert.
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� Schutz /Herstellung von Bindungssicherheit von Kindern
durch verbesserte Hilfeplanung sowie Ausbau und Quali-
fizierung von Bereitschaftspflege und Dauerpflege u.a.
durch fachlich und personell gut abgesicherte Fortbil-
dungs-, Beratungs- und Unterstützungsangebote für die
Pflegefamilien.

� Jede ambulante Hilfe sollte neben dem Hilfs- und Bera-
tungsangebot für die Eltern einen unmittelbar den Kin-
dern zugutekommenden Anteil an Leistungen aufweisen,
die entweder im Rahmen der Hilfe oder durch Kooperati-
on mit Partnern erbracht werden und als HzE finanziert
werden. Dazu sind entsprechende Leistungsvereinbarun-
gen zu entwickeln (siehe Projekt „Kinderzeit“).

� Die grundsätzlich normierte verpflichtende Beteiligung
von Kindern und Jugendlichen an allen sie betreffenden
Entscheidungen sollte für die Praxis von Politik und Ver-
waltungen insgesamt und für die Ausgestaltung von Lei-
stungen der Kinder- und Jugendhilfe im Besonderen
weiter gefordert und gefördert werden.

� Evaluierte Programme in der ambulanten Familienhilfe,
in denen die Kinder und Jugendlichen und das gesamte
Umfeld entscheidend einbezogen werden (z.B. Familien-
rat) und bei Bindungsstörungen (z.B. STEEP), sind
verbindlich zu nutzen.

� Im Rahmen der Hilfeplanung ist eine vertrauensvolle,
verbindliche Zusammenarbeit und ein umfassender Infor-
mationsaustausch zwischen ASD, Familie und freiem
Träger zu entwickeln und zu vereinbaren. Ziel ist dabei
insbesondere das gemeinsame Fallverstehen zwischen
ASD und Träger.

� „Vom Kind aus gedachte“ Kinder- und Jugendarbeit er-
öffnet jungen Menschen Experimentier- und Erfahrungs-
räume, die ihnen eine selbstbestimmte Entwicklung ihrer
Persönlichkeit sowie gesellschaftliche und politische
Partizipation ermöglichen. Offene Kinder- und Jugendar-
beit unterstützt damit in vielfältiger Weise Jugendliche bei
der Aneignung sozialer Räume. Jugendverbände wollen
selbstorganisiert und eigenverantwortlich individuelle,
soziale und politische Orientierung durch Erziehung und
Bildung vermitteln.

Diese Möglichkeiten zur Förderung und freien Entfaltung
der Persönlichkeit sollten durch vielfältige alltagsunter-
stützende Angebote der Kinder- und Jugendarbeit und
Familienförderung im sozialen Umfeld zuverlässig unter-
stützt werden. Konkret: Die im Hamburger Koalitionsver-
trag verabredete Stärkung der offenen Kinder- und
Jugendarbeit muss zügig und langfristig verlässlich
erfolgen.

� Auswertung des Modellprojektes „Ombudsstelle“ in
HH-Mitte und Schaffung einer unabhängigen, leistungs-
fähigen Ombudsstelle für alle Angelegenheiten der Kin-
der- und Jugendhilfe in ganz Hamburg, an die sich Kin-
der, Jugendliche und ihre Familien direkt wenden können
und die eine Berichtspflicht gegenüber der Bürgerschaft
hat.

Anmerkungen:

* Eine erste Fassung dieser Überlegungen entstand im Frühsom-
mer 2016 unter Mitwirkung von Dr. Wolfgang Hammer.

1) Zu praktischen Optionen für eine alltagsunterstützende Infra-
struktur jenseits förmlicher HzE und dafür erforderlichen recht-
lichen Regelungen vgl. Abschnitt 5.

2) An der Erprobung verlässlicher Verfahren für eine verantwor-
tungsvolle Partnerschaft öffentlicher und freier Träger zur wir-
kungsvollen Entwicklung eines gemeinsamen Fall- und Hilfe-
verständnisses wirkt das RH u.a. in Projekten im Bezirk Mitte
mit.
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Eine auf den Schutzaspekt reduzierte
Handlungsweise wie z.B. eine Inobhutnahme

gefährdet u.U. die weitere
Entwicklung eines Kindes.
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Ein Blick nach vorn ...
ein Gespräch mit Holger Stuhlmann, dem neuen Leiter des Amtes für Familie in der Hamburger BASFI

FORUM: Zunächst einmal herzlichen Glückwunsch zu
ihrer neuen Tätigkeit als Leiter des Amtes für Familie.
Was hat sie bewogen, sich um diese Tätigkeit zu bewer-
ben?

Holger Stuhlmann: Ich habe schon mit mir gerungen. Ich
war ja über 20 Jahre Dezernent im Bezirksamt Harburg, zu-
ständig für Jugend, Familie, Gesundheit und integrierte
Stadtteilentwicklung. Schwerpunkte meiner
Tätigkeit lagen immer in der Jugendhil-
fe, in den letzten Jahren insbesonde-
re bei der Weiterentwicklung des
ASD und im Aufbau und der
Entwicklung von Projekten
übergreifender sozialer
Arbeit, z.B. den Bil-
dungs- und Gemein-
schaftszentren, und der
Weiterentwicklung der
Zusammenarbeit zwi-
schen den verschiede-
nen Feldern sozialer Ar-
beit, der Jugendhilfe,
der Gesundheitshilfe,
dem Sport, der Kultur. Ich
war also mit den Arbeitsfel-
dern befasst, die gemeinhin
zum Tätigkeitsfeld eines Sozial-
dezernenten gehören.

Vor diesem Hintergrund habe ich mich ge-
fragt, ob ich mir noch eine Veränderung vorstellen
kann. Bei der letztendlich positiven Entscheidung für diese
reizvolle Aufgabe hat dann auch eine Rolle gespielt, dass in
den Bezirken ja gerne über die Fachbehörde bzw. das Minis-
terium geschimpft wird. Es bot sich also die Gelegenheit der
veränderten Perspektive.

Das ist eine passende Überleitung zu meiner nächsten
Frage. Aus den Bezirken ist zu hören, dass mit Ihnen je-
mand Amtsleiter geworden ist, der die Probleme der Be-
zirke aus eigener Anschauung kennt. Welche Schwer-
punkte wollen sie sich selber für die nächste Zeit setzen?

Es wird zwei Schwerpunkte geben. Der eine betrifft die
Weiterentwicklung der Felder der Jugendhilfe. Wir sind in

den letzten Jahren im ASD in tiefgreifende Veränderungs-
prozesse eingetreten, die zum Abschluss gebracht werden
müssen. Nachdem ich bis zum Jahresende selber das Projekt
„Personalbemessung im Allgemeinen Sozialen Dienst“ ge-
leitet habe, betrifft dies aktuell z.B. die Einführung eines
Qualitätsmanagementsystems im ASD.

Das zweite großen Feld betrifft: Hamburg, die Wachsen-
de Stadt, zum einen durch die Zuwanderung

aus den Umland in die Metropole, zum
anderen durch den Zuzug von ge-

flüchteten Menschen. Daraus er-
geben sich viele Anforderun-

gen, u.a. zur Frage, wie und
in welchem Umfang müs-
sen wir eigentlich unsere
Infrastruktur anpassen.
Im Bereich Kita sind
wir bereits an einzelnen
Quartieren in die Pla-
nung eingestiegen. Im
Bereich Schule muss
vieles, was in den letzten

Jahren im Kontext der
Schulentwicklungspla-

nung erstellt wurde, überar-
beitet und neu gestaltet wer-

den und natürlich sind auch an-
dere Felder der Jugendhilfe betrof-

fen, wie die Kinder- und Jugendarbeit,
die Hilfen zur Erziehung und die Sozial-

räumlichen Angebote, die wir in den letzten Jahren
entwickelt haben. Alle Bereiche müssen unter verschiede-
nen Aspekten in den Blick genommen werden. Das betrifft
die Frage der Passgenauigkeit in wachsenden Quartieren so-
wie die Berücksichtigung der notwendigen sozialen
Infrastruktur in neuen Wohnungsgebieten und Quartieren
wie z.B. im Süderelbebereich.

Es gab in Hamburg ja mal eine Globalrichtlinie in der
festgelegt war, dass in Relation zur Größe des Neubauge-
bietes eine bestimmte Infrastruktur verbindlich mit ge-
baut werden musste. Wird es so etwas wieder geben?

Ob es eine neue Globalrichtlinie geben wird oder nicht, ist
erst einmal unerheblich. Wichtig ist, diese Bereiche mitzu-
denken und nicht aus dem Auge zu verlieren und in Zusam-
menarbeit mit den Bezirken die richtigen Antworten auf den
Zuzug der vielen neuen Bürger_innen in die Quartiere zu
finden. Dabei müssen wir auch differenzieren: Bezogen auf
die Neubauquartiere kann man dem Grunde nach vom Punkt
Null anfangen zu planen. Es müssen aber auch die bereits
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bestehenden Quartiere berücksichtigt werden, in die über
z.T. umfangreiche Nachverdichtungen ebenfalls neue
Familien hinzuziehen.

Viele Kolleg_innen aus der Praxis beklagen eine Zunah-
me an Gremienterminen zu Lasten der praktischen Ar-
beit. Ein Stichwort hierzu ist sicher der Begriff „Vernet-
zung“. Tatsächlich kann man manchmal den Eindruck
gewinnen, dass „Vernetzung“ zu einer Art
Schlüsselbegriff geworden ist, keine
Ausschreibung oder Globalrichtli-
nie, die ohne diesen Begriff aus-
kommt. Besteht nicht die Ge-
fahr, dass Vernetzung zu
einem Wert an sich wird
ohne konkreten Bezug
zur Lebensrealität vie-
ler Nutzer_innen?
Und wie lässt sich ver-
hindern, dass immer
mehr Zeit für solche
Tätigkeiten aufgewen-
det werden muss?

Vernetzung ist und darf
kein Selbstzweck sein.
Vernetzung ist ein methodi-
sches Mittel. Ich will genau
dies an einem sehr aktuellen Bei-
spiel versuchen zu verdeutlichen, wo
uns Vernetzung wichtig ist. Wir haben in
Abstimmung mit den Bezirken einen Ansatz ent-
wickelt, der besagt, dass überall dort, wo es Flüchtlingsun-
terkünfte gibt, in denen Menschen erst einmal ihren Wohn-
ort für die nächste Zeit gefunden haben, unser Bestreben da-
hingeht, die Kinder und Jugendlichen, die Familien, so
schnell wie möglich in die Einrichtungen und Systeme vor
Ort einzubinden. Dort wollen wir sozialräumliche Unter-
stützungsnetzwerke aufbauen zusammen mit den Einrich-
tungen, die an diesem Integrationsprozess aktiv teilnehmen.
In diesem Zusammenhang ist Zusammenarbeit unerlässlich,
um sich abzustimmen über Angebote, Methoden, Arbeitsan-
sätze etc. um für die Menschen – Kinder, Jugendliche und
Familien – so viel Normalität wie möglich zu schaffen. Da
wird sicherlich in der Anfangszeit ein höherer Zeitaufwand
notwendig sein, um diese Arbeitszusammenhänge aufzuar-
beiten. Existieren diese erst einmal, profitieren letztendlich
aber auch die Einrichtungen davon. Das ist Vernetzung, aber
Vernetzung, die sehr zielgerichtet ausgelegt ist.

Wir müssen weiterhin bedenken, dass sich die Angebots-
struktur in Hamburg in den letzten Jahren sehr verändert hat.

Wir haben ein System der Kindertagesbetreuung, das viel
mehr Kinder erreicht, als dieses noch vor 5 oder 7 Jahren der
Fall gewesen ist. Wir haben flächendeckend die Ganztags-
schule mit Angeboten von 8 bis 16 Uhr, die programmatisch
auf Vernetzung und Kooperation angelegt ist: Vernetzung
mit der Jugendhilfe, aber auch mit anderen Bereichen wie
Sportvereinen oder Kultureinrichtungen. Auch das stellt si-
cherlich hohe Anforderungen; aber ich sehe Vernetzung an
diesem Punkt nicht negativ, sondern positiv besetzt in dem
Sinne, dass sich alle verantwortlich fühlen für die
Ausgestaltung des Zusammenlebens im Stadtteil.

Um zu einem anderen Thema zu wechseln: Ihr Vorgän-
ger, Herr Riez, hat in einem Interview uns gegenüber

von SHA als der „vierten Angebotsalternati-
ve“ gesprochen (FORUM 4/2016). Das

klang für uns ein bisschen wie der
endgültige Verzicht auf den

Ausbau dieses Arbeitsfeldes
als konkreter Alternative

zu den HzE. Ist diese – ur-
sprünglich ja intendier-
te Perspektive – damit
vom Tisch?

Sozialräumliche Ange-
bote sind weder eine
vierte Säule noch Al-
ternative zu HzE im

Sinne von Ersatz für
HzE. Es kann das Ange-

bot sein, das sich niedrig-
schwellig an alle Familien

im Sozialraum wendet. Es soll
aber auch das Angebot sein, das

sich an einzelne Familien richtet, um
diese in konkreten Problemlagen und zu

ihren Fragen zu unterstützen, ggf. auch vermit-
telt über den ASD. Man darf dabei den Sozialraumgedan-
ken nicht aus dem Blick verlieren. Alle Träger, alle Akteu-
re, alle Einrichtungen übernehmen eine Verantwortung für
ihren sozialen Raum und bieten eine Angebotspalette, die
sich an alle richtet, vom Kleinkind bis zum Jungerwachse-
nen wobei die Angebote schon dem entsprechen sollen was
auch nachgefragt wird. So sollen z.B. seitens der Jugend-
hilfe Angebote entwickelt werden, die verhindern sollen,
dass jemand aus dem Blick gerät oder durchs Netz fällt. Da
sehe ich z.B. für die Kindertagesbetreuung eine große He-
rausforderung, Angebote zu entwickeln, die gewährleisten,
dass auch „schwierige“ Kinder im System und damit auch
im Stadtteil gehalten werden. Gleiches gilt auch für die
Schule, wobei es mit der Rahmenvereinbarung zur Regio-
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Was die sozialräumlichen Angebote

grundsätzlich auszeichnet, ist die

Möglichkeit zu experimentieren.

Fast ausschließlich steht die

Wirtschaftlichkeit der Konzepte und

Angebote im Vordergrund.



nalen Kooperationen zwischen Schule und Jugendhilfe ge-
lungen ist, dass Schule und Jugendhilfe gemeinsam Ange-
bote aufgebaut haben. Sie sollen verhindern, dass Kinder
aus dem System Schule herausfallen und sie da, wo es not-
wendig ist, für einen bestimmten Zeitraum auch gesondert
unterstützen. Noch vor drei Jahren war ich sehr skeptisch,
ob das klappen kann.

Das Programm bietet flexible Gestaltungsmög-
lichkeiten für infrastrukturelle Angebote,
die sich an den Bedarfen insbesonde-
re der belasteten Familien vor Ort
orientieren. Ein sehr spannen-
des SHA-Projekt, das ich in
Harburg kennen gelernt
habe, ist z.B. das Sport-
projekt „Spielmacher“
in Zusammenarbeit mit
einem ehemaligen
Bundesligatrainer vom
FC St. Pauli. Es wendet
sich an Jugendliche,
die nicht mit dem Sys-
tem Schule klarkom-
men, und von den Schu-
len dem Träger der Projek-
te vorgeschlagen werden.
Man trifft sich verbindlich
nach der Schule, es gibt ein ge-
meinsames Mittagessen und an-
schließend an 5 Nachmittagen in der Wo-
che Fußball- und Sporttraining. Voraussetzung
für die Teilnahme ist, dass sich die Jugendlichen per Kon-
trakt verpflichten, dieses beinhaltet auch den regelmäßigen
Schulbesuch. Das ist trotzdem hochattraktiv für Jugendli-
che.

Wenn also Familien und junge Menschen frühzeitig und ei-
genmotiviert erreicht werden, sinkt die Notwendigkeit spä-
terer intensiver Hilfen wie HzE. In dieser Hinsicht geben uns
die Ergebnisse recht, die HzE-Fallzahlen steigen nicht an,
wir streben ein ausgeglichenes HzE – Budget an. Mittler-
weile haben wir über dreihundert SHA-Projekte in der Stadt
und die sind sehr vielfältig, davon sind ein guter Teil Ange-
bote in Kooperation mit OKJA-Einrichtungen. Da ist aber
auch noch Luft.

Das ist eine passende Überleitung zu meiner nächsten
Frage. Der neue Entwurf der Globalrichtlinie zu den So-
zialräumlichen Angeboten der Jugend- und Familienhil-
fe betont den Begriff der „Orte der verlässlichen Begeg-
nung“ in den Quartieren. Auch auf dem letzten SHA-Bi-

lanztreffen wurde das noch mal besonders betont,
gleichzeitig aber auch deutlich, dass von den über 300
Projekten, die es mittlerweile in Hamburg gibt, solche
Orte erst bei ca. ein Drittel aller laufenden Vorhaben
umgesetzt sind. Gibt es ihrerseits Überlegungen, worin
dies begründet sein könnte und Planungen/Ideen, die
Entwicklung solcher Orte zu forcieren?

Ich betrachte SHA als ein lernendes System. Wenn man sich
aktuell die Angebotspalette von sozialräumlichen Angebo-
ten in den Bezirken anschaut, dann reicht diese von den Frü-
hen Hilfen bis zu Angeboten für Jungerwachsene. Sie stellen
eine Verstärkung der vorhandenen Infrastruktur dar. Was
die sozialräumlichen Angebote grundsätzlich auszeichnet,

ist die Möglichkeit zu experimentieren. Damit
verkoppelt ist seitens der Jugendämter na-

türlich die Aufgabe der Steuerung
und die Verpflichtung, eine jährli-

che Überprüfung vorzunehmen
und auf der Basis dieser

Bilanz dann ggf. eben
fortzuschreiben oder zu
verändern.

Nun beziehen sich An-
gebote im Sozialraum
aktuell – wenn man
das mal als Analogie
betrachtet – wesent-

lich auf den ambulan-
ten Bereich. Gleichzeitig

haben wir – nicht nur in
Hamburg, aber eben auch –

steigende Zahlen von Inob-
hutnahmen. Spätestens ab die-

sem Punkt wird der sozialräumli-
che Gedanke obsolet, weil bei einer

Inobhutnahme in aller Regel eine Unterbrin-
gung außerhalb des bisherigen sozialen Umfeldes bis hin
zu einer auswärtigen Unterbringung stattfindet. Konse-
quenterweise wäre doch zu überlegen, wie sich – sofern
es denn unabdingbar ist, ein Kind aus einer Familie zu
nehmen – eine sozialräumliche, milieunahe Unterbrin-
gung realisieren lässt.

Ja, das wäre nur konsequent. Als Voraussetzung wäre damit
auch die Ausgestaltung des Sozialraumes und seiner Ange-
bote weiter zu denken. Das sind dann die Modelle und die
Überlegungen, für die Herr Hinte steht. Dem will ich mich
auch gar nicht verschließen. Wir führen ja bereits seit vielen
Jahren ähnliche Diskussionen z.B. unter dem Stichwort
„Regionale Versorgungsverträge“. Herr Hinte hat solche
Modelle in der Bundesrepublik entwickelt und wir haben
großes Interesse, diese Modelle zur Gestaltung der Angebo-
te im Sozialraum auch bei Berücksichtigung der stationären
Angebote weiter zu entwickeln. Das muss aber entspre-
chend der Hamburger Situation erfolgen und wird dann
sicher anders aussehen als in Nordfriesland oder Stuttgart.
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Wo Flüchtlingsunterkünfte sind,

wollen wir sozialräumliche

Unterstützungsnetzwerke aufbauen.



Kommen wir zu einem anderen Bereich, nämlich der Of-
fenen Kinder- und Jugendarbeit und der Familienförde-
rung. Beide Bereiche leiden noch immer unter den Fol-
gen der Kürzungen von 2013; viele Einrichtungen sind –
bezogen auf die Anforderungen – unterfinanziert. Insbe-
sondere auch die Refinanzierung steigender Personal-
kosten ist ein Dauerthema. Wie sehen sie die finanzielle
Zukunft der OKJA in Hamburg?

Ich sehe, dass die OKJA wertvolle Arbeit
leistet und dass sie ein hochattraktives
Angebot für Kinder und Jugendli-
che bereithält. Nichtsdestotrotz
kann sie sich der Vernetzung
im Sozialraum nicht ver-
schließen. Ich würde mir
wünschen, dass die Ein-
richtungen der OKJA
mehr an Kooperationen
partizipieren – auch fi-
nanziell. Neben den in-
haltlichen sollten Ko-
operationsabsprachen
auch Regelungen zum fi-
nanziellen Aspekt bein-
halten. Damit meine ich,
dass neben der Finanzierung
aus der Rahmenzuwendung
auch die Erschließung anderer Fi-
nanzierungstöpfe eine Rolle spielt
insbesondere im Kontext von Kooperatio-
nen, z.B. mit Schule, aber auch im Rahmen weite-
rer sozialräumlicher Angebote angestrebt werden müssen.
In der Praxis ist das sehr unterschiedlich ausgeprägt. Es gibt
Träger der OKJA, die genau darauf setzen, dass sie nicht nur
von einer Finanzierungsform abhängig sind. Es gibt ander-
erseits viele – insbesondere kleinere Träger – die aufgrund
ihrer Strukturen – z.B. bei den ehrenamtlichen Vorständen –
nur bedingt in der Lage sind, diesen neuen Anforderungen
gerecht zu werden. Das Problem ist bekannt. Auch darauf
gilt es, Antworten zu finden. Da stellt sich dann die Frage
nach veränderten Strukturen und einer besseren Beratung zu
diesen elementaren Fragen.

Beißt sich hier nicht die Katze in den Schwanz, insbeson-
dere vor der von ihnen ja selber thematisierten Einschät-
zung, dass genau für solche Entwicklungsformen die Ka-
pazitäten der kleinen Einrichtungen nicht ausreichend
sind?

Im Bezirk Harburg habe ich in den letzten fünf Jahren zwei
kleine Träger, die über die Jahrzehnte gute Arbeit geleistet

haben, den Betrieb einstellen sehen. Bei einem Träger
mussten sie ihn adhoc einstellen, weil der Vorstand seinen
Aufgaben nicht mehr gerecht geworden ist und bei der an-
deren Einrichtung ist es ein schleichender Prozess gewe-
sen, der im Insolvenzverfahren endete. Beide Einrichtun-
gen haben über viele Jahre sehr gute Arbeit geleistet, waren
letztendlich aber aufgrund der schon erwähnten Entwick-
lungen im Vorstandsbereich nicht mehr in der Lage, den
Betrieb weiter zu führen. Wenn man solche kleinen Träger
halten will, stellt sich die Frage, welche Unterstützungs-
möglichkeiten es gibt, z.B. durch die Einbindung in andere
Strukturen. Das ist im Grunde keine neue Problematik, das
war auch vor 10-20 Jahren schon so. Richtig ist, dass es
sich aktuell weiter ausprägt und darauf müssen wir Ant-

worten finden. Ansonsten überlassen wir diese
Landschaft der OKJA den größeren Trä-

gern und Verbänden, die in vielen
Feldern der sozialen Arbeit tätig

sind.

Zum Abschluss würde ich
Ihnen gerne noch eine
Frage stellen, die wir
ähnlich auch ihrem
Vorgänger, Herrn
Riez, so gestellt ha-
ben: Wie sehen sie die
Chancen, dass es ak-
tuell oder demnächst

einen Referentenent-
wurf zum SGB VIII ge-

ben wird und dass es noch
in dieser Legislaturperiode

zu einer Umsetzung der Re-
form kommen wird?

Ich habe mit Interesse das Interview mit
Herrn Riez in ihrer Ausgabe vom Dezember 2016

gelesen und ich teile die von ihm geäußerte Einschätzung,
ich würde kein Geld einsetzen, um auf eine große SGB
VIII-Reform in dieser Legislatur zu wetten.

Ich bedanke mich bei Ihnen für das Interview und wün-
sche Ihnen alles Gute in ihrer Neuen Tätigkeit.

Fotos: BSP Rübezahl
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Holger Stuhlmann

ist seit dem 1. Januar 2017 neuer
Leiter des Amtes für Familie in der
Hamburger Behörde für Arbeit,
Soziales, Familie und Integration.

Wir haben großes Interesse, auch

die stationären Angebote im Sozialraum

weiter zu entwickeln.



Im Anschluss an das Interview mit Jaqueline Gebhardt, das wir in Heft 4/2016 abdruckten, trafen wir uns am 9. Fe-
bruar erneut zu einem Gespräch. Wir sprachen mit ihr, als einer der langjährigen KIDS-Mitarbeiter_innen, über die
Lage der Anlaufstelle für „Kinder In Der Szene“ nach dem Auszug.

„Wir versuchen jeden Tag, die Bühnensituation
im Container auszugleichen“

ein Gespräch mit Jaqueline Gebhardt

FORUM: Seit November 2016 arbei-
tet ihr als „KIDS im Exil“ in den Con-
tainern, die am Holzdamm unweit
von eurem alten Standort Bieberhaus
aufgestellt wurden. Dort befindet sich
noch ein „Fleckchen“ städtischen Ei-
gentums. Wie gestaltet sich eure Ar-
beit in diesem Provisorium?

Jaqueline Gebhardt: Wir haben jetzt
acht Container. Jeweils vier sind über-
einandergestellt. Im Erdgeschoss befin-
den sich die sanitären Anlagen für die
Jugendlichen im direkten Übergang zu
der Sitzecke und dem vielgenutzten
Kicker. Gleich dahinter haben wir eine
Küchenzeile mit einem Esstisch, an dem
etwa acht Leute sitzen können, einge-
richtet. Oben befinden sich noch eine
Sitzecke mit Fernseher und ein PC für
die Nutzer_innen und unser Büro. Wir
sprechen von einem „Schuhkarton“.
Dies ist aber, ehrlich gesagt, mit viel
„Galgenhumor“ verbunden. Es ist nicht
mit unseren räumlichen und pädagogi-
schen Gestaltungsmöglichkeiten im
Bieberhaus zu vergleichen.

Ein wichtiger Faktor unserer Arbeit ist,
den Jugendlichen Raum zum Ankom-
men und Orientieren zu bieten. Das ist
hinfällig. Der Raum ist trotz aller Ge-
staltungsbemühungen nun ein Präsen-
tierteller ohne Ausweichmöglichkeiten
für unterschiedliche junge Menschen,
mit allem was dazu gehört – Freude,
Leid, Wut, Liebe, Enttäuschung. Nur:
Alle befinden sich nun auf einer Bühne,
ungefiltert, durchdringend und laut. Das
ist für die Bedürfnisse der Zielgruppe
absolut inadäquat. Die Jugendlichen tre-
ten ein und sind sofort im Geschehen.
Wenn sie zum Beispiel das erste Mal zu
uns kommen, können sie nicht in Ruhe
ein Sicherheitsgefühl für sich ent-

wickeln, um dann mit uns Kontakt auf-
zunehmen. Das Angebot einer hygieni-
schen Grundversorgung als ein weiterer
konzeptioneller Bestandteil wird längst
nicht mehr so gut genutzt. Der Grund ist
ein einfacher: Die Enge im Raum er-
laubt keinen von Blicken geschützten
Gang in den kleinen Duschbereich.

Wir dürfen nicht vergessen: Unsere Ju-
gendlichen haben oftmals eine Odyssee
zwischen Einrichtungen der Jugendhilfe,
Strafvollzug und Psychiatrie hinter sich.
Diese sich stetig wiederholenden Erfah-
rungen von Abgeschoben- und Ausgelie-
fertsein gilt es zu durchbrechen. Dafür
braucht es Zeit und ruhige Ecken. Wir
versuchen jeden Tag, die Bühnensituati-
on im Container auszugleichen und ge-
sichtswahrenden Kontakt und Konflikt-
austragung zu ermöglichen. Die Jugend-
lichen kommen von der Szene um den
Hauptbahnhof in die nächste Bühnensi-
tuation und können kaum ihre „Inszenie-
rungen“ vor den Peers fallen lassen. So
können Handlungsoptionen zur Verän-
derung viel schwerer als vorher zum
Thema werden.

Kommen viele zu euch?

Ja, nach kurzer Zeit stiegen die Besu-
cher_innenzahl wieder stark an. Die
Zahlen sind ähnlich hoch wie die im
Bieberhaus, auch die der Neuankömm-
linge. Nach wir vor sind wir ein notwen-
diger Tages – und Abendaufenthalt für
junge Menschen, die besonderen Schutz
und Überlebenshilfe suchen.

Die Container befinden sich, von der
Wandelhalle aus betrachtet, hinter dem
Bieberhaus. Direkt an der Brücke über
den Bahngleisen gegenüber der Kunsthal-
le haben wir fürs KIDS-Provisorium den
notwendig zentralen Platz am Hamburger
Hauptbahnhof halten können. Das er-
leichtert es den Jugendlichen, die Anlauf-
stelle zu erreichen oder neu zu entdecken.
Die zu kleinen Räumlichkeiten sind aller-
dings ein auffälliges Problem für eine
Umsetzung gelingender Arbeit.

Ihr arbeitet nun auf zwei Ebenen, das
Obergeschoss ist nur über eine Au-
ßentreppe zu erreichen. Was bedeutet
das für eure Arbeit?
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Wir haben schnell festgestellt, dass es
unumgänglich ist, jeweils mindestens zu
zweit auf einer Ebene präsent zu sein. Es
gilt nun, zwei Türen im Auge zu behal-
ten. „Tür“ bedeutet bei uns nicht nur
„herzlich willkommen“ sondern auch
immer wieder das Gespräch zum
Nicht-Einlass. Wir haben darauf zu ach-
ten, dass der Raum ein Schutzraum
bleibt. Dies wiederum schränkt die Auf-
merksamkeit für die Jugendlichen im
Raum ein. Ein weiterer Aspekt ist, dass
wir situativ schnell zwischen Einzel-
und Gruppenarbeit springen. Das war
immer Bestandteil unserer Arbeit im
Offenen Bereich, nur auf so wenig Qua-
dratmetern stehen die vielen Bedürfnis-
se von zwanzig bis dreißig verschiede-
nen jungen Menschen geballt vor uns.
Wir haben kaum Möglichkeit zu entzer-
ren. Selbst beide Ebenen zu nutzen,
reicht nicht für Entzerrung, Ruhe, Beob-
achtungs- und Schutzraum und vertrau-
liches Gespräch, eben weil schlicht
Quadratmeter fehlen.

Wie positionieren sich eure Nut-
zer_innen zu der neuen Örtlichkeit?

Eine Jugendliche, die auch im Bieber-
haus KIDS-Nutzerin war, hat uns gera-
de eine herzliche E-Mail geschrieben
und sich auch zur jetzigen Situation wie
folgt geäußert: „Ich finde die Zeit ist ge-
kommen euch mal Danke zu sagen.
Danke zu sagen dafür, dass ihr immer
für einen da seid ... Denn mit der Kündi-
gung hat sich doch sehr viel verändert.
... Denn mittlerweile seid ihr nicht mehr
„nur“ Sozialarbeiter, ihr seid Makler,
PR-Manager, Politiker, Architekten –
und dass schon seit viel zu langer Zeit.

Ihr versucht weiterhin euer Bestes, als
Betreuer zu geben und das muss man
euch hoch anrechnen. Trotzdem merke
ich so eine starke Veränderung. Das
KIDS ist leider nicht mehr das, was es
mal war. Es ist nicht mehr dieser Ort der
Zuflucht, der Sicherheit und Geborgen-
heit der er einmal war. Ich hoffe sehr,
dass sich das ändern wird. Doch es
scheint so, dass die Stadt der fortwäh-
renden Beschleunigung einfach keinen
Platz für eine soziale Stadtentwicklung
hat. Und uns nicht will ...“

Wie lange soll dieses Provisorium
weiter aufrechterhalten werden? Wie
ist der Stand der Gespräche mit der
BASFI? Der Leiter der Abteilung Fa-
milie und Kindertagesbetreuung Dr.
Dirk Bange und seine Mitarbeiterin
Martina Gehrken sprachen ja inten-
siv mit den Nutzer_innen des KIDS,
als die jungen Menschen sich noch für
den Erhalt ihrer alten Räumlichkei-
ten engagierten und hofften.

Der Container-Standort auf dieser klei-
nen städtischen Fläche ist bis zum 30.
April dieses Jahres geplant. Eine Ver-
längerung soll längstens bis zum 30.

Juni 2017 möglich sein. Ende Januar
trafen sich der Abteilungsleiter für Ju-
gendsozialarbeit, Burkhard Czarnitzki,
und der Geschäftsführer von basis &
woge e.V., Thomas Nebel, mit oben ge-
nannten Behördenvertreter_innen. Ei-
nes der Erkenntnisse war, dass es für so-
ziale Einrichtungen in Hauptbahnhofnä-
he schwer ist, Räume zu finden. Eine
Erkenntnis, die uns schon seit Sommer
2015 beschäftigt und bekannt ist.

Dass die Stadt kaum noch eigene Flä-
chen und Gebäude besitzt, ist ein weite-
rer lange bekannter Umstand, der in
dem Gespräch benannt wurde. Also, es
wird sich weiter bemüht. Das KIDS leis-
tet mit seiner Arbeit am Hamburger
Hauptbahnhof einen wichtigen Beitrag
für junge Menschen und ist mit seinem
Arbeitsansatz, mit seiner Haltung er-
folgreich. Dies ist fachlich und politisch
anerkannt und wird nun auch mit einem
Preis honoriert. Nun müssen den Wor-
ten endlich Taten folgen, wenn diese seit
Jahren erfolgreich wirkende Anlaufstel-
le nicht zugrunde gerichtet werden soll.

Wir hoffen, dass bei stadtplanerischen
Aufwertungsmaßnahmen nicht nur auf
eine repräsentative Fassade geachtet
wird, sondern diejenigen, die allzu oft
ohnmächtig in die Ecke gedrängt wur-
den, wieder Raum an prominenter Stelle
erhalten. Auch wir suchen weiter. Zwei
Architekten aus Berlin zeigten uns städ-
tebauliche Alternativen auf. Selbst klei-
ne stadteigene Flächen, wie die am
Holzdamm, könnten architektonisch für
eine bedarfsgerechte Anlaufstelle, ein
sinnvoll platziertes neues KIDS gut ge-
nutzt werden.

Das wünschen wir euch!
Herzlichen Dank für das Gespräch.
Interview: Karen Polzin
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Jaqueline Gebhardt

arbeitet seit 2000 als Sozialpädagogin im KIDS
(Basis&Woge e.V.). Seit 2001 ist sie auch Ansprech-
partnerin für das Lernprojekt „Hirntoaster“ vom KIDS.
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